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Perſonalnachrichten 


Es ſind ernannt worden: 


zum Oberregierungsrat im Miniſterium für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung der 
Regierungsrat Krüger, 


zum Oberſtudiendirektor im preußiſchen Landes⸗ 
dienſt der Studienrat Eduard Anrich an dem 
ſtaatlichen Gymnaſium in Siegburg (ihm iſt die 
Leitung des ſtaatlichen Hindenburg-Realgymnaſiums 
in Trier übertragen worden), 


zum Studiendirektor im preußiſchen Landes⸗ 
dienſt der Studienrat Friedrich Meis an der ſtaat⸗ 
lichen Aufbauſchule in Rotenburg (Fulda) (ihm iſt 
die Leitung der ſtaatlichen Edertalſchule [Aufbau⸗ 
ſchule! in Frankenberg übertragen worden), 


zum Studiendirektor im preußiſchen Landes⸗ 
dienſt der Studienrat Dr. Hugo Novak an dem 
Gymnaſium in Bartenſtein (ihm iſt endgültig 
die Leitung der genannten Schule übertragen 
worden), 

zum Profeſſor an der Hochſchule für Lehrer⸗ 
bildung in Beuthen OS. der Dozent Dr. Paul von 
Fragſtein (er behält jedoch den Auftrag zur 
kommiſſariſchen Leitung der Hochſchule für Lehrer⸗ 
bildung in Trier), 

zum ordentlichen Profeſſor an der Univerſität 
Münſter der nichtbeamtete außerordentliche Pro⸗ 
feſſor Dr. habil. Theodor Heiner mann in 
Münſter, 

zum außerordentlichen Profeſſor der nicht⸗ 
beamtete außerordentliche Profeſſor Dr. Wilhelm 
Blume in Bonn, 

zum Honorarprofeſſor in der Philoſophiſchen 
Fakultät der Univerſität Berlin der Zweite Sekretar 
des Archäologiſchen Inſtituts des Deutſchen Reiches 
in Rom Armin von Gerkan, 


zum Regierungs⸗ und Schulrat in Wiesbaden 
der bisherige Magiſtratsſchulrat in Frankfurt a. M. 
Karl Müller, 

zum Oberſchulrat im preußiſchen Landesdienſt 
der Oberſtudiendirektor Johannes Lippmann 
an der ſtädtiſchen Augufte - Viktoria - Schule in 
Düſſeldorf (als ſolcher iſt er dem Herrn Ober⸗ 
präſidenten in Koblenz zugeteilt), 

zum Direktor der Antikenſammlungen in 
München der ordentliche Hochſchulaſſiſtent Dr. 
Johann Diepolder, 

zum Provinzialkonſervator der Provinz Hannover 
für den zum 1. April 1937 aus Geſundheitsrückſichten 
in den Ruheſtand tretenden Landesoberbaurat 
Profeſſor Siebern der Landesbaurat Darr. 


Es ſind übertragen worden: 


dem nichtbeamteten außerordentlichen Profeſſor 
Dr. Hans Bürger⸗Prinz unter Ernennung 
zum ordentlichen Profeſſor in der Mediziniſchen 
Fakultät der Univerſität Hamburg der Lehrſtuhl für 
Pſychiatrie und Nervenheilkunde, 

dem nichtbeamteten außerordentlichen Profeſſor 
Dr.⸗Ing. Karl Scharrer unter Ernennung zum 
ordentlichen Profeſſor in der II. Abteilung der 
Philoſophiſchen Fakultät der Univerſität Gießen der 
Lehrſtuhl für Agrikulturchemie, 

dem Dozenten Dr. Wilhelm Zwölfer unter 
Ernennung zum ordentlichen Profeſſor in der 
Naturwiſſenſchaftlich⸗Mathematiſchen Fakultät der 
Univerſität Freiburg i. Br. der Lehrſtuhl für Forft- 
zoologie, 

dem nichtbeamteten außerordentlichen Profeſſor 
Dr. Konrad Schünemann in Berlin unter 
Ernennung zum außerordentlichen Profeſſor in der 
Philoſophiſchen Fakultät der Univerſität Kiel der 
Lehrſtuhl für Mittelalterliche und Neuere Geſchichte. 
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—— 


Es ſind berufen worden: 


der ordentliche Profeſſor Dr. Ernſt Back in 
Hohenheim in gleicher Dienſteigenſchaft an die 
Univerſität Tübingen, 

der ordentliche Profeſſor Dr. Conſtantin von 
Dietze in Berlin in gleicher Dienſteigenſchaft an 
die Univerſität Freiburg i. Br., 

der ordentliche Profeſſor der Kinderheilkunde 
Dr. Duken in Gießen in gleicher Dienſteigenſchaft 
an die Univerſität Heidelberg, 

der ordentliche Profeſſor für Baltiſche Philologie 
an der Univerſität Königsberg Dr. Gerullis in 
gleicher Dienſteigenſchaft an die Univerſität Berlin, 


der ordentliche Profeſſor Dr. Hellmuth Kneſer 
in Greifswald in gleicher Dienſteigenſchaft an die 
Univerſität Tübingen, 


Amtliche 


Allgemeine Verwaltungsſachen 


a) Für das Reich 


191. Ernennung und Entlaſſung der Beamten 
und der Lehrperſonen an den öffentlichen 
Schulen. 


In der „Anordnung über die Ernennung und 
Entlaſſung der Beamten und der Lehrperſonen an 
den öffentlichen Schulen in Bereiche des Reichs⸗ 
und Preußiſchen Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Er⸗ 
ziehung und Volksbildung“ vom 11. Dezember 1936 
(RGBl. 1 S. 1019) muß es im Abſchn. Ib 2 ſtatt 
„A 2 d bis A 4 b 2“ richtig lauten „K 2 d bis A3 ce, 
A4 b 1 und A 4 b 2“. 

Ich erſuche, den Runderlaß vom 11. Dezember 
1936 — 2 II a 3428 WI IL — (RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. S. 3) handſchriftlich zu berichtigen. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 17. März 1937. 


„Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Ku niſch. 


An die Herren Reichsſtatthalter, die Unterrichts- 
verwaltungen der Länder, den Herrn Reichs⸗ 
kommiſſar für das Saarland in Saarbrücken und 
die Herren Vorſteher der nachgeordneten Reichs⸗ 
und preußiſchen Dienſtſtellen. — Z IIa 815 E III. 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 179.) 


der ordentliche Profeſſor Dr. Walter Schmidt⸗ 
Rimpler in Breslau in gleicher Dienſteigenſchaft 
an die Wirtſchaftshochſchule Berlin, 

der ordentliche Profeſſor Dr. Karl Vanſel o w 
in Freiburg i. Br. in gleicher Dienſteigenſchaft an 
die Univerſität München. 


Es iſt beſtätigt worden: 


die Berufung des Studienrats Heinrich Sand- 
kühler an der ſtaatlichen Aufbauſchule in Ober⸗ 
glogau zum Studiendirektor einer höheren Schule 
der Stadt Bad Ziegenhals. 


Von den amtlichen Verpflichtungen 
iſt entbunden worden: 


der ordentliche Profeſſor in der Abteilung für 
Architektur der Techniſchen Hochſchule Stuttgart 
Dr.⸗Ing. Ernſt Fiechter auf ſeinen Antrag. 


Erlaſſe 


192. Einberufung von Verſorgungsanwärtern. 


1. Verſorgungsanwärter, die im unteren Dienſt 
bereits planmäßig angeſtellt, auf Grund des $ 65 
AG. aber für andere Stellen einer höheren Be— 
ſoldungsgruppe des unteren Dienſtes vorgemerkt 
ſind, ſind bei der Beſetzung ſolcher Stellen erſt zu 
berückſichtigen, wenn noch nicht angeſtellte Ver⸗ 
ſorgungsanwärter auch durch eine Stellenaus⸗ 
ſchreibung in den Anſtellungsnachrichten nicht zu 
erlangen ſind. Das gleiche gilt für ſolche Ver⸗ 
ſorgungsanwärter, die bereits im einfachen mittleren 
Dienſt planmäßig angeſtellt, auf Grund des $ 65 

G. aber für andere Stellen einer höheren Be⸗ 
ſoldungsgruppe des einfachen mittleren Dienſtes, 
z. B. für die Eingangsſtellen der Einheitslaufbahn 
15 „ vorgemerkt ſind (§ 37 Abſ. 2 


2. Nach dem Runderlaß vom 25. September 
1936 — Va 1 1012/36 — (RMBli V. S. 1251) 
Abſchn. II Abſ. 3 haben ſich Verſorgungsanwärter 
nicht mehr um beſtimmte Beamtenſtellen der 
einzelnen Gemeinden, ſondern um die für ſie in 
Betracht kommenden Stellengruppen zu bewerben. 
Die Vormerkung gilt dann für alle im Geſchäfts⸗ 
bereich der Zentralvormerkungsſtelle vorhandenen 
Stellen dieſer Art. Sonderwünſche, z. B. Be⸗ 
ſchränkung der Vormerkung auf beſtimmte Ge⸗ 
meinden, ſind nur in beſonders begründeten Aus⸗ 
nahmefällen, z. B. bei Bewerbungsgeſuchen der 
am Ort anſäſſigen Schwerbeſchädigten, zu bes 
rückſichtigen. Dieſe Beſtimmung findet auch auf 
die bei der Bekanntgabe des Runderlaſſes bereits 
vorgemerkt geweſenen Verſorgungsanwärter An⸗ 
wendung. Ihre etwaige Vormerkung für beſtimmte 
Beamtenſtellen bei einzelnen Gemeinden gilt, ſoweit 
die neuen Stellenverzeichniſſe rechtzeitig bekannt⸗ 
gemacht worden ſind, für alle im Geſchäftsbereich 
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der Zentralvormerkungsſtelle vorhandenen Stellen 
der gleichen Art. Sonderwünſche auf Beibehaltung 
ihrer Einzelbewerbung konnten ſie am 1. Dezember 
1936 gelegentlich der Erneuerung ihrer Bewerbung 
vorbringen (Abſchn. II Abſ. 4 a. a. O.). Nur wenn 
ſie das getan haben und ihren Anträgen entſprochen 
worden iſt, findet beim Freiwerden anderer Stellen 
der gleichen Art Abſchn. III Abſ. 9 a. a. O. An⸗ 
wendung. Andernfalls ſind ſie wie die übrigen vor⸗ 
gemerkten Verſorgungsanwärter zu behandeln. 
Lehnen ſie in ſolchen Fällen die Einberufung in 
eine freie Stelle der betreffenden Gruppe ab, 
dann findet Ziff. 2 des Runderlaſſes vom 8. Juni 
1936 — II S B 6130/2991 und F 2635/22. 5. — 
(RM Bli V. S. 771) Anwendung. 

3. Die Beſchäftigung im Angeſtelltenverhältnis 
iſt im allgemeinen kein zureichender Grund für die 
Zurückſtellung eines Verſorgungsanwärters von der 
Einberufung in eine Beamtenſtelle. Unter Be- 
rückſichtigung der für die Löſung eines ſolchen 
Beſchäftigungsverhältniſſes ausreichenden Kün⸗ 
digungsfriſt ($ 36 Abſ. 2 AG.) find alle Zurück⸗ 
ſtellungen dieſer Art aufzuheben. In beſonders 
gelagerten Ausnahmefällen behalte ich mir die 
Entſcheidung vor. 

4. Verſorgungsanwärter, die ſich noch im 
aktiven Wehrdienſt befinden, können von der Ein⸗ 
berufung in Beamtenſtellen nur dann zurückgeſtellt 
werden, wenn ſie eine Beſcheinigung ihrer Truppen- 
dienſtſtelle vorlegen, aus der hervorgeht, daß und 
bis zu welchem Zeitpunkt ſie aus dienſtlichen 
Gründen nicht abkömmlich ſind. Soweit die Dauer 
des Wehrdienſtes nicht bereits auf Grund höherer 
Anordnung zweifelsfrei feſtſteht, gilt dieſe Be⸗ 
ſcheinigung jeweils nur für einen Zeitraum von 
höchſtens ſechs Monaten. Verſorgungsanwärter, die 
eine ſolche Beſcheinigung nicht beibringen können, 
gelten als abkömmlich. Ihren Zurückſtellungs⸗ 
anträgen darf auch dann nicht entſprochen werden, 
wenn ſie eine ſolche Beſcheinigung erſt anläßlich 
einer Einberufung vorlegen. Dies gilt auch für 
ſolche Verſorgungsanwärter, die bereits von der 
Einberufung zurückgeſtellt ſind, weil ſie ſich noch 
im aktiven Wehrdienſt befinden. Sie find ent- 
ſprechend zu benachrichtigen. 

Zuſatz für die oberſten Reichs behörden, die Deutſche Reichs⸗ 
bahn (Hauptverwaltung) und das Reichsbankdirektorium: 

Mit der Bitte um entſprechende Veranlaſſung. 
Soweit hierzu eine Abweichung von der Reihenfolge 
der Einberufung erforderlich iſt, erkläre ich mich 
mit ihr einverſtanden. Mitteilung der Entſchließung 
wird erbeten. 


Berlin, den 11. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 


An die Herren Oberpräſidenten (Verwaltung der 
Provinzialverbände) — Vormerkungsſtellen für 
Verſorgungsanwärter für den Gemeindedienſt —, 
den Herrn Reichskommiſſar für das Saarland 
— Vormerkungsſtelle für Verſorgungsanwärter —, 
den Herrn Regierungspräſidenten in Potsdam 
— Meldebehörde für Verſorgungsanwärter —, 
die Landesregierungen (in Preußen: den Herrn 


Finanzminiſter). — Abdruck an die oberſten 
Reichsbehörden, die Deutſche Reichsbahn (Haupt⸗ 
verwaltung) und das Reichsbankdirektorium. — 
II S B 613/851. 


* * 
* 


Abſchrift überſende ich zur gleichmäßigen Be- 
achtung. 


Berlin, den 30. März 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Graf zu Rantzau. 


An die Zentralvormerkungsſtelle für Verſorgungs⸗ 
anwärter beim Univerſitätskuratorium in Berlin. — 
e 105, 

(RMin AmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 179.) 


193. Vergebung öffentlicher Aufträge und 
Sicherung der Steuereingänge. 


I 

In dem mit Rundſchreiben vom 30. März 1935 
— H 4020 10/35 J B Bau — mitgeteilten Muſter 
der ſteuerlichen Unbedenklichkeitsbeſcheinigung zwecks 
Beteiligung an öffentlichen Aufträgen fehlt die 
Angabe des Zeitpunkts, in dem die Beſcheinigung 
außer Kraft tritt. In der Praxis haben ſich daraus 
Schwierigkeiten ergeben. Dieſe müſſen in Zukunft 
durch eine entſprechende Ergänzung des Muſters 
abgeſtellt werden. Ferner hat ſich als nachteilig 
erwieſen, daß bisher die Möglichkeit fehlt, Steuer- 
pflichtigen, die nach Erteilung der ſteuerlichen Un⸗ 
bedenklichkeitsbeſcheinigung wegen Steuerzuwider⸗ 
handlungen beſtraft oder mit ihren Steuerzahlungen 
rückſtändig wurden, die Unbedenklichkeitsbeſcheinigung 
wieder zu entziehen. Zur Beſeitigung dieſes 
Mangels iſt es notwendig, die Beſcheinigungen in 
Zukunft nur noch unter dem Vorbehalt jederzeitigen 
Widerrufs zu erteilen. 

Aus vorſtehenden Gründen ſehe ich mich ver— 
anlaßt, das mit Rundſchreiben vom 30. März 1935 
mitgeteilte Muſter zu ändern. Die mir nachgeord— 
neten Dienſtſtellen ſind angewieſen, nur noch das 
beigefügte Muſter zu verwenden. 

Nach dem bisherigen Muſter erteilte Be— 
ſcheinigungen werden hiervon nicht berührt. Soweit 
in dieſen nichts anderes vermerkt iſt, verlieren ſie 
ihre Gültigkeit jpäteftens ein Jahr nach der Aus⸗ 
ſtellung. 

10% 

Eine Beſchaffungsſtelle hat bei der Vergebung 
eines Auftrags an eine Händlerfirma gefordert, daß 
dieſe neben der eigenen ſteuerlichen Unbedenklichkeits⸗ 
beſcheinigung auch diejenigen der Lieferanten (Her⸗ 
ſteller) vorlege. Ich bitte, Ihre nachgeordneten 
Dienſtſtellen mit Weiſung zu verſehen, daß ſteuerliche 
Unbedenklichkeitsbeſcheinigungen lediglich von den 
ſich um die Erteilung eines Auftrags bewerbenden 
Firmen zu fordern ſind. 
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Anders verhält es ſich bei Erteilung von Auf⸗ 
trägen an Arbeitsgemeinſchaften, Lieferungs⸗ 
genoſſenſchaften u. dgl., bei denen mehrere Firmen 
an der Ausführung des Auftrags beteiligt ſind. 
Hier iſt es vorgekommen, daß ſich die Arbeits⸗ 
gemeinſchaften, Lieferungsgenoſſenſchaften uſw. von 
den beteiligten Firmen eine ſteuerliche Unbedenk⸗ 
lichkeitsbeſcheinigung nicht haben vorlegen laſſen. 
Infolgedeſſen iſt bei Vergebung dieſer Aufträge die 
Prüfung unterblieben, ob alle beteiligten Firmen 
ihrer Steuerpflicht pünktlich und gewiſſenhaft nach⸗ 
kommen. Ich erſuche, Aufträge an Arbeitsgemein⸗ 
ſchaften nur dann zu erteilen, wenn dieſe im Beſitz 
der ſteuerlichen Unbedenklichkeitsbeſcheinigungen 
aller beteiligten Mitglieder ſind und fie den Be⸗ 
ſchaffungsſtellen vorlegen. Lieferungsgenoſſen⸗ 
ſchaften, die ſelbſt der Beſteuerung unterliegen, 
müſſen die Erklärung für ſich abgeben und ferner 
erklären, daß ſie an der Ausführung der Aufträge 
nur ſolche Firmen beteiligen, die im Beſitze der 
ſteuerlichen Unbedenklichkeitsbeſcheinigung ſind. 


III. 


Mir iſt ein Fall einer Fälſchung von ſteuerlichen 
Unbedenklichkeitsbeſcheinigungen bekanntgeworden. 
Ich bitte, ſämtliche nachgeordneten Beſchaffungs⸗ 
ſtellen anzuweiſen, auf die Echtheit der von den 
Finanzämtern ausgeſtellten Unbedenklichkeits⸗ 
beſcheinigungen zu achten, insbeſondere ſoweit ſie 
durch Lichtpausverfahren oder auf photographiſchem 
Weg vervielfältigt worden ſind. Dabei bitte ich 
anzuordnen, ſteuerliche Unbedenklichkeitsbeſcheini⸗ 
gungen, die nicht das Dienſtſiegel des zuſtändigen 
Finanzamts tragen, oder Vervielfältigungen von 
Beſcheinigungen, auf denen das Dienſtſiegel fehlt, 
zurückzuweiſen. 

D 

Da in dem die ſteuerliche Unbedenklichkeits— 
beſcheinigung einführenden Erlaß vom 30. März 
1935 und in den nachfolgenden Erlaſſen von der 
Erteilung „öffentlicher Aufträge an Bieter“ die 
Rede iſt, ſo iſt von einer Beſchaffungsſtelle die Auf⸗ 
faſſung vertreten worden, unter öffentlichen Auf⸗ 
trägen ſeien nur Aufträge zu verſtehen, die im 
öffentlichen Wettbewerbsverfahren (öffentliche oder 
beſchränkte Ausſchreibung) vergeben werden. Ich 
bitte, die nachgeordneten Dienſtſtellen darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß mit öffentlichen Aufträgen alle Auf⸗ 
träge gemeint ſind, die eine Behörde oder Körper⸗ 
ſchaft der öffentlichen Rechts erteilt. 


. 


Ich habe Veranlaſſung, darauf hinzuweiſen, daß 
ſich die nach meinem Rundſchreiben vom 31. Oktober 
1936 — H 4020 - 67/36 J B Bau — Ziff. 2 zu 
fordernde Erklärung nicht auf Reichsſteuern bezieht. 
Dieſe Erklärung ſtellt nur eine Ergänzung der ſich 
ausſchließlich auf Reichsſteuern beziehenden ſteuer⸗ 
lichen Beſcheinigungen dar. Ich nehme auf mein 
Rundſchreiben vom 16. Juni 1936 — H 4020 - 30 
111/59/36 1 B Bau — Abſchn. II Bezug und bitte, 
die Einforderung der ſteuerlichen Unbedenklichkeits⸗ 
beſcheinigung von den Bewerbern in keinem Fall 


zu unterlaſſen, wenn der Wert des Auftrags 100 RM 
überſteigt. 


Berlin, den 16. März 1937. 


Der Reichsminiſter der Finanzen. 
Im Auftrage: Schaefer. 


An die oberſten Reichsbehörden, den Herrn Reichs⸗ 
kommiſſar für das Saarland in Saarbrücken, das 
Reichsbankdirektorium, die Generalinſpektion der 
Reichsautobahnen, die Landesregierungen (für 
Preußen: an den Herrn Preußiſchen Finanz⸗ 
miniſter) und den Deutſchen Gemeindetag, Berlin 
NW 40, Alſenſtraße 7. — H 4020-76 III, H 
4020 - 11/37 I B Bau. 


Muſter. 
Finanzamt ——— 


Steuerliche Beſcheinigung 
zur Beteiligung an öffentlichen Aufträgen. 


Ich habe keine ſteuerlichen Bedenken dagegen, 
ee ee 1 


öffentliche Aufträge erteilt werden. 
Dieſe Beſcheinigung gilt unter dem Vorbehalt 
eines jederzeitigen Widerrufs bis 193. 
(Siegel.) 


* 
* 


Abſchrift zur Beachtung. 
Zuſatz für die Reichs dienſtſtellen: 

Auf meine (nicht veröffentlichten) Runderlaſſe 
vom 10. Mai und 16. November 1935 — 2 11 a 


1344 und 3604 —, 15. Auguſt und 21. November 
1936 — 2 II a 2217 und 3697 — nehme ich Bezug. 


Zuſatz für die preußiſchen Dienſtſtellen: 

Auf den Runderlaß des Herrn Preußiſchen 
Finanzminiſters zugleich im Namen des Herrn 
Preußiſchen Miniſterpräſidenten und ſämtlicher 
Herren Preußiſchen Staatsminiſter vom 3. Sep⸗ 
tember 1936, betreffend Verbindungsordnung für 
Leiſtungen, ausgenommen Bauleiſtungen (PrBeſBl. 
S. 215 ff.), nehme ich Bezug. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 

Berlin, den 1. April 1937. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Ku niſch. 


An die Herren Vorſteher der nachgeordneten Reichs⸗ 
und preußiſchen Dienſtſtellen. — Z IIa 1136/87 
ZI 


(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 180.) 
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194. Stellenvorbehalt für Verſorgungs⸗ 
anwärter. 


Im Anſchluß an den Runderlaß vom 1. Oktober 
1936 — II S B 6130/4404 — (RM Bli V. S. 1291) 
erkläre ich mich im Einvernehmen mit dem Reichs⸗ 
kriegsminiſter und Oberbefehlshaber der Wehrmacht 
damit einverſtanden, daß zugunſten von bevorzugt 
unterzubringenden Perſonen bis Ende September 
1937 die freiwerdenden Angeſtelltenſtellen, wie ſie 
in den Vergütungsgruppen IV bis VII des Reichs⸗ 
angeſtellten⸗ Tarifvertrages vom 2. Mai 1924 
(RBeſBl. S. 113) aufgeführt find, bei den Reichs⸗ 
behörden, der Deutſchen Reichsbahn, der Reichs⸗ 
bank, im Staats⸗ und Gemeindedienſt und bei allen 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts nur zu 
40 v. H. mit Verſorgungsanwärtern beſetzt werden. 
Die den Schwerkriegsbeſchädigten zugebilligten 
Vorzugsrechte werden hierdurch nicht berührt. 
Soweit die Entſcheidung über eine Herabſetzung 
des Stellenvorbehalts in der Hand von Aufſichts⸗ 
behörden liegt (§ 73 AG.), dürfen dieſe eine Herab⸗ 
ſetzung des Vorbehalts für Verſorgungsanwärter 
auf einen Satz unter 40 v. H. nicht genehmigen. 
Wer als bevorzugt unterzubringende Perſon an⸗ 
zuſehen iſt, beſtimmt der Präſident der Reichsanſtalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung. 


Zuſatz für die oberſten Reichsbehörden und das Reichs bank⸗ 
direktorium: 
Mit dem Anheimſtellen der gleichmäßigen Ver⸗ 
anlaſſung. 


Berlin, den 16. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 


An die nachgeordneten Behörden, die Gemeinden, 
Gemeindeverbände und ſonſtigen Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts. — Abdruck an die oberſten 
Reichsbehörden, das Reichsbankdirektorium und 
den Herrn Präſidenten der Reichsanſtalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung. 
II S B 6130/1153. 


* A . 
3 


Abſchrift im Anſchluß an meinen Runderlaß vom 
13. Oktober 1936 — 2 Ila 3357 — (RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. S. 462) zur gleichmäßigen Beachtung. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 3. April 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Kuniſch. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken und die Herren Vorſteher der nachgeord- 
neten Reichs⸗ und preußiſchen Dienſtſtellen. — 
＋ IIa 1214/37. 

(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 182.) 


195. J. B. Sonderheft 
„Das Deutſchland Adolf Hitlers“. 
Vom Verlag Franz Eher Nachf. wird ein 
Sonderheft des Illuſtrierten Beobachters: 

„Das Deutſchland Adolf Hitlers. 
Die erſten vier Jahre des Dritten Reiches“ 
herausgegeben. Dieſe neue J.⸗B.⸗Sonderausgabe, 
die für jeden Gau eine eigene Beilage enthält, ſoll 
in den erſten Tagen des April erſcheinen. Ich 
empfehle den Bezug dieſer Sondernummer allen 
Behörden und Beamten meines Geſchäftsbereichs 

auf das wärmſte. 
Anſchaffung 


Auch den Schulen 
empfohlen. 

Dieſer Erlaß wird nur im NMinAmtsbl. 
veröffentlicht. 

Berlin, den 16. April 1937. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Kuniſch. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken und die Herren Vorſteher der nachgeord— 
neten Reichs⸗ und preußiſchen Dienſtſtellen. — 
e eee e , i Ui, D , . 

(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 182.) 


wird die 


b) Für Preußen 


Wiſſenſchaft 
a) Für das Reich 


196. Praktikantenſcheine über den Beſuch 
geburtshilflicher Kliniken. 


Nach $ 26 B II der Beſtallungsordnung für 
Arzte iſt der Meldung zur ärztlichen Prüfung der 
Nachweis beizufügen, daß der Kandidat mindeſtens 
je zwei Halbjahre hindurch an der geburtshilflichen 
Klinik als Praktikant regelmäßig und mit Erfolg 
teilgenommen und vier Kreißende in Gegenwart 
des Lehrers oder Aſſiſtenzarztes ſelbſtändig ent⸗ 
bunden hat. 

Durch dieſe Beſtimmung iſt feſtgelegt, daß 
während desſelben Zeitabſchnittes der Student an 
einer kliniſchen Vorleſung teilzunehmen und auch 
während dieſes Zeitabſchnittes eine Anzahl von 
Geburten vorzunehmen hat. Die praktiſche Durch⸗ 
führung dieſer Beſtimmung hat wiederholt zu 
Schwierigkeiten geführt, da der Student oft die 
Vorleſung, über die ihm ein Praktikantenſchein aus⸗ 
geſtellt wird, zu anderen Zeiten hört, als ihm Ge⸗ 
legenheit gegeben werden kann, die vorgeſchriebenen 
Geburten vorzunehmen. 

Der Direktor der Frauenklinik der Univerſität 
Königsberg hat, dieſem Umſtande Rechnung tragend, 
den Unterricht in der Geburtshilfe deshalb in der 
Weiſe geregelt, daß der Student die geburtshilflich⸗ 
gynäkologiſche Hauptvorleſung, über die ihm ein 
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Praktikantenſchein ausgeſtellt wird, im ſiebenten 
bis neunten Semeſter hört, um im zehnten oder 
elften Semeſter zu einem einmonatigen Internat 
in die Univerſitätsfrauenklinik einberufen zu werden. 
Während dieſer Zeit nimmt er die vorgeſchriebenen 
und darüber hinaus eine größere Anzahl von Ge- 
burten vor. 

In Übereinſtimmung mit dem Herrn Reichs⸗ 
und Preußiſchen Miniſter des Innern halte ich dieſe 
Umgeſtaltung des Unterrichts in der Geburtshilfe 
für ſehr zweckmäßig und empfehle den übrigen 
Univerſitäten, möglichſt in ähnlicher Weiſe zu ver⸗ 
fahren. Die der Umgeſtaltung bisher entgegen⸗ 
ſtehende Beſtimmung im § 26 der Beſtallungs⸗ 
ordnung für Arzte hat der Herr Reichs- und 
Preußiſche Miniſter des Innern durch den in Ab⸗ 
ſchrift beigefügten Erlaß vom 11. März 1937 — IV 
B 11 003/37/3500 — beſeitigt. 


Berlin, den 18. März 1937. 
Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Mentzel. 
An die nachgeordneten Dienſtſtellen der Preußiſchen 
Hochſchulverwaltung (ausſchließlich Hochſchulen 


für Lehrer⸗ und Lehrerinnenbildung) und die 
Hochſchulverwaltungen der Länder (außer Braun- 


ſchweig). — Wa 593. 
(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 182.) 
*. * 
* 


Praktikantenfheine über den Veſuch geßurfs- 
hilfticher Kliniken. 


Der Nachweis darüber, daß der Kandidat nach 
vollſtändig beſtandener ärztlicher Vorprüfung vier 
Kreißende in Gegenwart des Lehrers oder Aſſiſtenz⸗ 
arztes ſelbſtändig entbunden hat, kann nicht nur 
wie bisher durch einen Praktikantenſchein gemäß 
Muſter 4 zu § 26 des Abſchn. B II der Beſtallungs⸗ 
ordnung für Arzte vom 25. März 1936, jondern 
auch durch eine Beſcheinigung nach folgendem 
Muſter erbracht werden: 


Praktikantenſchein. 
Der Kandidat der Medizin eee 
Narr ee, „hat nach vollſtändig 


beſtandener ärztlicher Vorprüfung in der Frauen- 
fi Der Univeriität ....—.. Mia... im = Halb⸗ 
jahr 193... Kreißende in Gegenwart des 
Lehrers oder Aſſiſtenzarztes entbunden. 


iger r le 
Der Direktor der Univerſitätsfrauenklinik. 
(Name.) 


*. 


Berlin, den 11. März 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
Im Auftrage: Dr. Frey. 
An die Herren Vorſitzenden der Ausſchüſſe für die 


ärztliche Prüfung in Preußen und die Regierungen 
der Hochſchulländer. — IV B 11 003/37/3500. 


197. Vortrags⸗ und Studienreiſen in das 
Ausland. 


Im Intereſſe einer Vereinfachung des bisherigen 
Genehmigungsverfahrens und einer beſchleunigten 
Erledigung der Anträge auf Genehmigung ge⸗ 
planter Vortrags- und Studienreiſen in das Ausland 
übertrage ich die Entſcheidung über derartige 
Anträge für den Bereich meiner Wiſſenſchafts⸗ 
verwaltung den Vorſtehern der in der Anſchrift 
aufgeführten Dienſtſtellen. 


Ausnahmsweiſe iſt meine Entſcheidung ein- 
zuholen, ſoweit 


1. gegen die beantragte Entſcheidung Bedenken 
beſtehen, 


2. es ſich um die Teilnahme an Hochſchulfeiern, 
Tagungen und Kongreſſen im Ausland handelt, 
3. eine Reiſebeihilfe bei mir beantragt werden ſoll; 
derartige Anträge ſind eingehend zu begründen, 


4. ich mir die Entſcheidung über Reiſevorhaben 
durch beſonderen Erlaß vorbehalten habe. 


Bezüglich der Urlaubserteilung zur Durchführung 
von Auslandsreiſen gelten die für Urlaub im Inland 
maßgebenden Beſtimmungen. Soweit ich mir die 
Entſcheidung über Urlaubsgeſuche nach dieſen Be⸗ 
ſtimmungen vorbehalten habe, iſt mir auch der 
Antrag auf Genehmigung der Auslandsreiſe vor⸗ 
zulegen. Es iſt ſtets darauf zu achten, daß die Ver⸗ 
tretung für die Dauer der Abweſenheit geregelt iſt. 


Ich mache auch bei dieſer Gelegenheit darauf 
aufmerkſam, daß für Auslandsreiſen Reiſekoſten 
auf Grund der Reiſekoſtenbeſtimmungen grund- 
ſätzlich nicht gewährt werden durfen. 


Alle Anträge auf Genehmigung einer Auslands- 
reiſe ſind auf dem Dienſtwege vorzulegen. Zu 
jedem Antrag iſt außerdem die Stellungnahme des 
Leiters der örtlichen Dozentenſchaft herbeizuführen, 
der ſich, ſoweit Perſonalunion nicht beſteht, mit 
dem örtlichen Dozentenbundsführer in Verbindung 
zu ſetzen hat. Der Einholung eines beſonderen 
politiſchen Führungszeugniſſes durch die partei⸗ 
amtlichen Stellen bedarf es nicht. 


Von jeder von Ihnen erteilten Genehmigung iſt 
dem Auswärtigen Amt, der Auslandsorganiſation 
der NSDAP., Berlin W 35, Tiergartenſtraße 4 a, 
der Deutſchen Kongreß-Zentrale, Berlin W 35, 
Ludendorffſtraße 60 J, und mir durch Überſendung 
einer Abſchrift der Genehmigung Kenntnis zu geben. 
Hierbei iſt für das Auswärtige Amt und die Auslands⸗ 
organiſation der NSDAP. eine Abſchrift des Reiſe⸗ 
antrages in je zweifacher Ausfertigung, für mich 
in ein facher Ausfertigung beizufügen. 


Von der Genehmigung einer Reiſe nach England, 
Frankreich, Italien, Spanien, Ungarn, Holland, 
Dänemark und Schweden iſt außerdem dem 
Deutſchen Akademiſchen Austauſchdienſt, Berlin 
NW 40, Kronprinzenufer 13, durch Überſendung 
einer Abſchrift der Genehmigung nebſt Abſchrift des 
Reiſeantrages in z wei facher Ausfertigung Kennt⸗ 
nis zu geben. 
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Es iſt darauf zu achten, daß aus der Genehmigung 
oder dem Reiſeantrag Genaueres über die Reiſezeit, 
das Reiſeziel bzw. die Reiſeroute, den Reiſezweck, 
das Vortragsthema und das Forſchungsgebiet des 
Antragſtellers ſowie über die einladende Organiſation 
oder Perſönlichkeit zu erſehen iſt. 


Jeder Wiſſenſchaftler uſw., der eine Vortrags- 
oder Studienreiſe ins Ausland unternommen hat, 
hat einen Reiſebericht mit zwei Durchſchlägen zu 
liefern, der zu den Fakultäts⸗ bzw. Anſtaltsakten 
zu nehmen iſt. Die Einforderung dieſer Berichte 
behalte ich mir vor. Berichte, die politiſch oder 
kulturpolitiſch wichtige Beobachtungen oder An⸗ 
regungen enthalten, ſind ohne weiteres an mich 
weiterzureichen. 


Schließlich iſt mir halbjährlich zum 1. April und 
1. Oktober jedes Jahres (erſtmalig zum 1. Oktober 
1937) eine Nachweiſung über die von Ihnen ge- 
nehmigten Auslandsreiſen getrennt nach Fakultäten 
in dreifacher Ausfertigung vorzulegen. Dieſe Liſte 
muß das Reiſeziel, die Reiſezeit, die Themen der 
Vorträge und die einladende Organiſation bzw. 
Perſönlichkeit angeben. 


Da an mich oft Anregungen gelangen, die ſich 
auf Einladungen deutſcher Wiſſenſchaftler oder Be⸗ 
amten ins Ausland beziehen, jo erſcheint es zweck— 
mäßig, in dieſe Überſicht auch Angaben über die 
Sprachkenntniſſe der betreffenden Wiſſenſchaftler 
und Beamten aufzunehmen. 


Die nunmehr noch meiner Entſcheidung vor- 
behaltenen Anträge ſind mir in ſechsfacher und bei 
Reiſen nach Ländern mit einer Zweigſtelle des 
Deutſchen Akademiſchen Austauſchdienſtes in acht⸗ 
facher Ausfertigung vorzulegen. 


Die Genehmigung iſt unter Verwendung des 
in der Anlage beigefügten Vordruckes I zu erteilen. 
Soweit es ſich um Reiſen handelt, von denen auch 
der Deutſche Akademiſche Austauſchdienſt zu be- 
nachrichtigen iſt, erſuche ich, den Vordruck II zu 
verwenden. Zweigſtellen des Deutſchen Aka⸗ 
demiſchen Austauſchdienſtes im Ausland befinden 
ſich in London, Paris, Rom, Madrid und Barcelona, 
Budapeſt, im Haag, in Kopenhagen und Stockholm. 
Aus den Vordrucken ſind die näheren Anweiſungen 
En ee in das Ausland reiſenden Wiſſenſchaftler zu 
erſehen. 


Die Anträge müſſen ſo rechtzeitig geſtellt werden, 
daß das Auswärtige Amt auf Grund der ihm zu⸗ 
gegangenen Benachrichtigung noch in der Lage iſt, 
Vorſtellungen gegen die Reiſe zu erheben oder 
beſondere Anregungen zur Durchführung derſelben 
zu erteilen. 


Zu Auslandsreiſen in privaten Angelegenheiten 
iſt die Genehmigung nicht erforderlich. Zur Ver⸗ 
meidung von Zweifeln bemerke ich, daß Honorar⸗ 
profeſſoren der Genehmigung zu einer Vortrags⸗ 
oder Studienreiſe ins Ausland auch dann bedürfen, 
wenn ſie die Reiſe in Angelegenheiten ihres Haupt⸗ 
amtes bei Induſtrie- und Handelsunternehmen uſw. 
ausführen. 


Die Runderlaſſe vom 22. Juni 1935 — 2 III b 
471 M, W — und vom 28. März 1936 — W III b 


5926 WI — werden hiermit, ſoweit ſie dieſer 
Regelung entgegenſtehen, aufgehoben. 


Dieſer Erlaß tritt ſofort in Kraft. 
Berlin, den 19. März 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


In Vertretung: Zſchintzſch. 


An die Herren Rektoren ſämtlicher deutſcher Hoch⸗ 
ſchulen. — Abdruck zur Kenntnis an die Herren 
Univerſitätskuratoren derpreußiſchen Univerſitäten, 
den Herrn Verwaltungsdirektor der Charite in 
Berlin und die Hochſchulverwaltungen der Länder 
(außer Preußen). — WI 514/37 (b). 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 183.) 


* 


Bordrud 1, 


( Dienſtſtelle) 


An x re e 
in 


Auf Ihren Antrag vom 


Der Herr Reichs- und Preußiſche Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung, das 
Auswärtige Amt, die Auslandsorganiſation der 
NSDAP. in Berlin W35, Tiergartenſtraße 4 a, 
und die Deutſche Kongreß-Zentrale, Berlin W 35, 
Ludendorffſtraße 60, die für die Bearbeitung der 
kongreß⸗ und deviſentechniſchen Angelegenheiten 
zuſtändig iſt, ſind benachrichtigt. Sie werden erſucht, 
ſich mit der zuſtändigen deutſchen Auslands⸗ 
vertretung ſofort nach Ihrem Eintreffen im Aus⸗ 
lande in Verbindung zu ſetzen, die Sie bei der 
Durchführung Ihrer Arbeiten und Aufgaben beraten 
und unterſtützen wird. Die Anſchriften der deutſchen 
Auslandsvertretungen ſind im Handbuch für das 
Deutſche Reich (Berlin, Carl Heymanns Verlag) 
zu finden. 

Ferner haben Sie ſich bei Ihrem Auslands⸗ 
aufenthalt nach Möglichkeit mit der örtlichen Aus⸗ 
landsorganiſation der NSDAP. in Verbindung zu 
ſetzen, die von Ihrer Reiſe unterrichtet werden wird. 
Nähere Angaben in dieſer Hinſicht erhalten Sie 
durch die zuſtändige deutſche Auslandsvertretung. 
Vor Antritt der Reiſe iſt ein Beſuch bei der Auslands⸗ 
organiſation der NSDAP., Berlin W 35, Tier- 
gartenſtraße 4 a, erwünſcht, falls dies der Reiſeweg 
ermöglicht, jedoch dürfen der Staatskaſſe hierdurch 
keine Koſten entſtehen. 

Ich erſuche, einen Reiſebericht über Ihre Reiſe 
zu fertigen und mir in dreifacher Ausfertigung vor⸗ 
zulegen. 

* 
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2 
An den Herrn Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſter für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Erziehung und Volksbildung in Berlin W 8. 
Abſchrift (von 1) mit einer Abſchrift des Reiſe⸗ 
antrages überreiche ich mit der Bitte um Kenntnis⸗ 
nahme unter Bezugnahme auf den Erlaß vom 
19. März 1937 — W I 514 —. 


* 


3. 
An das Auswärtige Amt in Berlin. 


Abſchrift (von 1) mit einer Abſchrift des Reiſe⸗ 
antrages überreiche ich mit der Bitte um Kenntnis 
unter Bezugnahme auf den Erlaß des Herrn Reichs⸗ 
und Preußiſchen Miniſters für Wiſſenſchaft, Er- 
ziehung und Volksbildung vom 19. März 1937 
— W 4 514 —. 

Ein Durchſchlag der Genehmigung und eine 
Abſchrift des Reiſeantrages ſind beigefügt. 


*. 


4. 
An die Auslandsorganiſation der NSDAP. in Berlin W 35, 
Tiergartenſtraße 4 a. 

Abſchrift (von 1) mit einer Abſchrift des Reiſe⸗ 
antrages überſende ich mit der Bitte um Kenntnis 
unter Bezugnahme auf den Erlaß des Herrn Reichs⸗ 
und Preußiſchen Miniſters für Wiſſenſchaft, Er- 
ziehung und Volksbildung vom 19. März 1937 
— W 514 —. 

Ein Durchſchlag der Genehmigung und eine 
Abſchrift des Reiſeantrages ſind beigefügt. 


* 


5. 
An die Deutſche Kongreß⸗Zentrale in Berlin W 35, Luden⸗ 
dorffſtraße 60. 

Abſchrift (von 1) mit einer Abſchrift des Reiſe⸗ 
antrages überſende ich zur Kenntnis unter Bezug⸗ 
nahme auf den Erlaß des Herrn Reichs- und Preu⸗ 
ßiſchen Miniſters für Wiſſenſchaft, Erziehung und 
Volksbildung vom 19. März 1937 — W 514 —. 


x 
Vordruck II. 
(Dienſtſtelle) 
’ 0 


An 8 (Antragſteller) 
in 


Auf Ihren Antrag vom 
genehmige ich, daß Sie 

Der Herr Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung, das Aus⸗ 
wärtige Amt, die Auslandsorganiſation der NSDAP. 
in Berlin W 35, Tiergartenſtraße 4 a, und die Zweig⸗ 
T des Deutſchen 
Akademiſchen Austauſchdienſtes e. V. in Berlin 
NW 40, Kronprinzenufer 13, find benachrichtigt. 


Während Ihres Auslandsaufenthaltes haben Sie 
ſich alsbald mit der zuſtändigen deutſchen Auslands- 
vertretung und der Zweigſtelle : e 
des Deutſchen Akademiſchen Austauſchdienſtes in 
Verbindung zu ſetzen, die Sie in der Durchführung 
Ihrer Beſtrebungen und in der Auswertung Ihres 
Auslandsaufenthaltes unterſtützen werden. Die 
Anſchriften der Deutſchen Auslandsvertretungen 
ſind im Handbuch für das Deutſche Reich (Berlin, 
Carl Heymanns Verlag) zu finden. Die Anſchriften 
der Zweigſtellen des Deutſchen Akademiſchen Aus⸗ 
tauſchdienſtes ſind bei der deutſchen Auslands- 
vertretung zu erfahren. 

Wegen der nötigen Deviſen wollen Sie ſich an 
die Deutſche Kongreß-Zentrale, Berlin Wö 35, 
Ludendorffſtraße 60, wenden, die Abſchrift dieſer 
Verfügung erhalten hat. 

Ferner haben Sie ſich bei Ihrem Auslands- 
aufenthalt nach Möglichkeit mit der örtlichen Aus⸗ 
landsorganiſation der NSDAP. in Verbindung zu 
ſetzen, die von Ihrer Reiſe unterrichtet werden wird. 
Nähere Angaben in dieſer Hinſicht erhalten Sie 
durch die zuſtändige deutſche Auslandsvertretung. 
Vor Antritt der Reife iſt ein Beſuch bei der Auslands- 
organiſation der NSDAP., Berlin We 35, Tier⸗ 
gartenſtraße 4 a, erwünſcht, falls dies der Reiſeweg 
ermöglicht, jedoch dürfen der Staatskaſſe hierdurch 
keine Koſten entſtehen. 

Ich erſuche, einen Reiſebericht über Ihre Reiſe 
zu fertigen und mir in dreifacher Ausfertigung vor— 


zulegen. 
% 


2. 
An den Herrn Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſter für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Erziehung und Volksbildung in Berlin WS. 
Abſchrift (von 1) mit einer Abſchrift des Reiſe⸗ 
antrages überreiche ich mit der Bitte um Kenntnis 
unter Bezugnahme auf den Erlaß vom 19. März 
1937 — W 514 —. 


* 


3. 
An das Auswärtige Amt in Berlin. 


Abſchrift (von 1) mit einer Abſchrift des Reiſe⸗ 
antrages überreiche ich mit der Bitte um Kenntnis 
unter Bezugnahme auf den Erlaß des Herrn Reichs⸗ 
und Preußiſchen Miniſters für Wiſſenſchaft, Er⸗ 
ziehung und Volksbildung vom 19. März 1937 
— WI 514 —. 

Ein Durchſchlag der Genehmigung und eine 
Abſchrift des Reiſeantrages ſind beigefügt. 


*. 


4. 
An die Auslandsorganiſation der NSDAP. in Berlin W 35, 
Tiergartenſtraße 4 a. 

Abſchrift (von 1) mit einer Abſchrift des Reiſe⸗ 
antrages überſende ich mit der Bitte um Kenntnis 
unter Bezugnahme auf den Erlaß des Herrn Reichs⸗ 
und Preußiſchen Miniſters für Wiſſenſchaft, Er⸗ 
ziehung und Volksbildung vom 19. März 1937 
— WI 514 —. 

Ein Durchſchlag der Genehmigung und eine 
Abſchrift des Reiſeantrages ſind beigefügt. 


* 
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5. 
An die Deutſche Kongreß⸗Zentrale in Berlin W 35, Luden⸗ 
dorffſtraße 60. 

Abſchrift (von 1) mit einer Abſchrift des Reiſe⸗ 
antrages überſende ich zur Kenntnis unter Bezug⸗ 
nahme auf den Erlaß des Herrn Reichs⸗ und Preu⸗ 
ßiſchen Miniſters für Wiſſenſchaft, Erziehung und 
Volksbildung vom 19. März 1937 — W 514 


* 


6. 
An den Deutſchen Akademiſchen Austauſchdienſt e. V. in 
Berlin NW 40, Kronprinzenufer 13. 

Abſchrift (von 1) mit einer Abſchrift des Reiſe⸗ 
antrages überſende ich zur Kenntnis unter Bezug⸗ 
nahme auf den Erlaß des Herrn Reichs⸗ und Preu⸗ 
ßiſchen Miniſters für Wiſſenſchaft, Erziehung und 
Volksbildung vom 19. März 1937 — WI 514 —. 

Ein Durchſchlag der Genehmigung und eine 
Abſchrift des Reiſeantrages für Ihre zuſtändige 
Zweigſtelle ſind beigefügt. 


198. Pflege der Geſchichte und Literatur der 
Länder ſpaniſcher und portugieſiſcher Sprache. 


Die Erkenntnis, daß den 22 Staaten ſpaniſcher 
und portugieſiſcher Zunge mit ihren faſt 150 Mil⸗ 
lionen Bewohnern bereits in der Gegenwart und 
— angeſichts des raſchen Anwachſens der Be⸗ 
völkerung der ſüd⸗ und mittelamerikaniſchen 
Länder — insbeſondere für die Zukunft im 
politiſchen und kulturellen Weltgeſchehen beſondere 
Bedeutung zukommt, hat ſich in den letzten Jahren 
immer ſtärker Bahn gebrochen. Vor allem iſt erkannt 
worden, daß die Pflege und der Ausbau der Geſamt⸗ 
beziehungen Deutſchlands zu dieſer großen Staaten⸗ 
gruppe für das deutſche Volk und ſeine wirtſchaftliche 
Entwicklung von hohem Wert ſind. 

Eine weſentliche Förderung dieſer wichtigen 
Beſtrebungen würde es bedeuten, wenn den Stu⸗ 
dierenden mehr als bisher Gelegenheit geboten 
wird, die geſchichtlich-kulturelle Entwicklung der 
vorwärtsſtrebenden Länder des ibero-amerikaniſchen 
Kulturkreiſes kennenzulernen. Ich erſuche daher 
die in Frage kommenden Hochſchullehrer, den 
ibero-romaniſchen Sprachkreis (Portugieſiſch und 
Portugalkunde, Spaniſch und Spanienkunde ſowie 
Ibero⸗Amerikakunde) im Rahmen der Romaniſtik 
in Vorleſungen und Übungen vorzugsweiſe zu 
pflegen. 


Berlin, den 22. März 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Zſchintzſch. 


An die nachgeordneten Dienſtſtellen der Preußiſchen 
Hochſchulverwaltung (ausschließlich) Hochſchulen 


für Lehrer⸗ und Lehrerinnenbildung) und die 
Hochſchulverwaltuugen der Länder. — Wi 


5214/36 (b). 
(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 186.) 


199. Praktiſche Tätigkeit für Maſchinen⸗ 

ingenieure, Elektrotechniker und Studierende 

verwandter Fachrichtungen bis zur Diplom⸗ 
hauptprüfung. 


In Beantwortung mehrfacher Anfragen teile 
ich folgendes mit: 


Die praktiſche Geſamttätigkeit ſoll zwölf Monate 
umfaſſen, wovon ſechs Monate vor dem Studien⸗ 
beginn zurückgelegt ſein müſſen (vgl. Runderlaß vom 
17. Dezember 1936 — WI i 5490 —, RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. 1937 S. 9). Die weiteren ſechs Monate 
müſſen bis zur Diplomhauptprüfung abgeleiſtet 
werden, ſofern der Student in den Ferien die 
erforderliche Zeit findet. 

In den Fällen, in denen Studierende als 
Offizieranwärter in den großen Hochſchulferien zu 
militäriſchen Übungen eingezogen werden, alſo nur 
außerhalb der Ferien und demnach mit Zeitverluſt 
für das Studium die zweiten ſechs Monate der 
praktiſchen Tätigkeit ableiſten können, iſt die An⸗ 
rechnung der militäriſchen Übung zuläſſig. 

Bei den zukünftigen Bergingenieuren bleibt es 
hinſichtlich der praktiſchen Tätigkeit bei den Be⸗ 
ſtimmungen, die von der oberſten Bergbehörde 
feſtgelegt ſind. 

Durch den Runderlaß vom 3. März 1937 — WI i 
461 (a) —, betreffend Vorpraxis und Zwiſchen⸗ 
ſemeſter an den Techniſchen Hochſchulen und Berg⸗ 
akademien, iſt übrigens für die meiſten Fach⸗ 
richtungen keine Anderung hinſichtlich der Dauer 
der praktiſchen Tätigkeit eingetreten. 


Berlin, den 23. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Mentzel. 


An die Herren Rektoren der Techniſchen Hochſchulen 
in Aachen, Berlin, Hannover und den Herrn 
Kurator der Univerſität und der Techniſchen Hoch- 
ſchule in Breslau, das Bayeriſche Staats⸗ 
miniſterium für Unterricht und Kultus in München 
(durch den Herrn Reichsſtatthalter in Bayern 
in München), den Herrn Reichsſtatthalter in 
Sachſen (Landesregierung), Miniſterium für Volks⸗ 
bildung in Dresden, das Württembergiſche Kult⸗ 
miniſterium in Stuttgart (durch den Herrn Reichs⸗ 
ſtatthalter in Württemberg in Stuttgart), das 
Badiſche Miniſterium des Kultus und Unterrichts 
in Karlsruhe (durch den Herrn Reichsſtatthalter 
in Baden in Karlsruhe), den Herrn Reichs⸗ 
ſtatthalter in Heſſen (Landesregierung, Ab⸗ 
teilung II) in Darmſtadt, das Braunſchweigiſche 
Miniſterium für Volksbildung in Braunſchweig 
(durch den Herrn Reichsſtatthalter in Braun⸗ 
ſchweig und Anhalt in Deſſau), den Herrn Rektor 
der Bergakademie in Clausthal⸗Zellerfeld (durch 
den Herrn Berghauptmann daſelbſt), den Herrn 
Leiter des Praktikantenamtes in Dortmund. 
Königswall 2. — Abdruck zur Kenntnisnahme an 
das Reichs⸗ und Preußiſche Wirtſchaftsminiſterium, 
das Reichs⸗ und Preußiſche Arbeitsminiſterium, 
das Reichs⸗ und Preußiſche Verkehrsminiſterium, 
das Reichs⸗ und Preußiſche Miniſterium für Er⸗ 
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nährung und Landwirtſchaft, das Reichsluftfahrt⸗ 
miniſterium, das Reichskriegsminiſterium, das 
Preußiſche Finanzminiſterium und den Herrn 
Senator Boeck in Danzig, Rathaus (durch das 
Auswärtige Amt in Berlin). — W 1077. 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 186.) 


200. Aufhebung der Sperre des Neu- 
zugangs zum zahnärztlichen Studium und 
zum Dentiſtenberuf. 


Durch Bekanntmachung vom 3. Auguſt 1936 
hatte ich wegen der feſtgeſtellten Überfüllung der 
Berufe der Zahnärzte und Dentiſten für die Dentiſten 
eine Berufsſperre ausgeſprochen, indem ich erklärte, 
daß Perſonen, die nach dem 3. Auguſt 1936 die 
Ausbildung zum Dentiſtenberuf aufnähmen, bis 
auf weiteres nicht zur ſtaatlichen Prüfung zugelaſſen 
werden würden. Auf meine Anregung hatte damals 
der Reichs- und Preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Erziehung und Volksbildung ebenfalls den Neu- 
zugang zum zahnärztlichen Studium einſtweilen 
geſperrt. Bei Bekanntmachung dieſer Berufsſperre 
pg ich in Übereinſtimmung mit dem Reichs- und 

reußiſchen Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung 
und Volksbildung davon aus, daß es in kurzer Zeit 
gelingen würde, alle hinſichtlich der zahnärztlichen 
Verſorgung des deutſchen Volkes beſtehenden 
Schwierigkeiten und Mängel durch eine Verbeſſerung 
der Ausbildung der Zahnbehandler und durch eine 
entſprechende planwirtſchaftliche Verteilung ihrer 
Niederlaſſungsſitze zu überwinden. 

Der Stand der in dieſer Angelegenheit geführten 
Verhandlungen ermöglicht es mir jetzt, meine Zu— 
ſtimmung dazu zu geben, daß der Neuzugang zum 
Dentiſtenberuf nicht mehr völlig geſperrt, ſondern 
in einem von mir mit dem Reichsdentiſtenführer 
noch zu vereinbarenden ſtark beſchränkten Umfange 
wieder freigegeben wird. 

„Ich mache dabei aber darauf aufmerkſam, daß 
die ſtarke Überfüllung des Dentiſtenberufs nach 
wie vor beſteht, und ich muß daher vor Ergreifen 
dieſes Berufs, der im Gegenſatz zu vielen anderen 
nur ſehr ſchlechte und unſichere Ausſichten bietet, 
nachdrücklich warnen. 

Der Reichs- und Preußiſche Miniſter für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Erziehung und Volksbildung wird in der ent- 
ſprechenden Weiſe gegenüber dem Neuzugang zum 
zahnärztlichen Studium verfahren. 


Berlin, den 22. März 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
In Vertretung: Pfundtner. 
Bekanntmachung. — IV B 11663/37. 36. 35. 


* * 
* 


Betrifft: Studium der Zahnheilkunde. 


Abſchrift überſende ich zur Kenntnis. 

Die durch Erlaß vom 30. Juli 1936 — W Ii 
3550 — ausgeſprochene Sperre des Neuzugangs 
zum zahnärztlichen Studium hebe ich im Ein⸗ 


vernehmen mit dem Herrn Reichs⸗ und Preußiſchen 
Miniſter des Innern mit ſofortiger Wirkung wieder 
auf. 

Berlin, den 24. März 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


In Vertretung des Staatsſekretärs: 
Bo junga. 


An die nachgeordneten Dienſtſtellen der Preußiſchen 
Hochſchulverwaltung (ausſchließlich Hochſchulen 
für Lehrer⸗ und Lehrerinnenbildung) und die 
Hochſchulverwaltungen der Länder (außer Braun- 
ſchweig). — Wi 1300 (b). 

(RMinAmtsblotſch Wiſſ. 1937 S. 187.) 


b) Für Preußen 


201. Prüfungsordnungen 
für Diplom- Volkswirte, Diplom: Kaufleute 
und Diplom ⸗Handelslehrer. 


Um die deutſche Wirtſchaftswiſſenſchaft national— 
ſozialiſtiſch zu geſtalten, war es zunächſt notwendig, 
das Studium der Wirtſchaftswiſſenſchaft ſür den 
künftigen Geſtalter und Wahrer der Volks⸗ und 
Betriebswirtſchaft im nationalſozialiſtiſchen Staate 
auf eine neue Grundlage zu ſtellen. Demgemäß 
habe ich durch Erlaß vom 2. Mai 1935 — W. II 
1522 — (RMinAmtsbltſch Wiſſ. S. 190) einheitliche 
Richtlinien für das Studium der Wirtſchaftswiſſen⸗ 
ſchaft an den deutſchen Univerſitäten und Hoch- 
ſchulen herausgegeben. Um dieſe Richtlinien aber 
in vollem Umfange zur Anwendung bringen zu 
können, iſt ein planmäßiger Aufbau des wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaftlichen Unterrichts im neuen Geiſte und 
der entſprechende Einſatz der vorhandenen Lehr- 
kräfte unbedingtes Erfordernis. Ich habe mich 
deshalb entſchloſſen, für das wirtſchaftswiſſen⸗ 
ſchaftliche Studium folgende Univerſitäten und 
Hochſchulen zu beſtimmen: 

Univerſität Berlin, 
Wirtſchaftshochſchule Berlin, 
Univerſität Breslau, 
Univerſität Erlangen, 
Univerſität Frankfurt a. M., 
Univerſität Freiburg, 
Univerſität Göttingen, 
Univerſität Halle, 

Univerſität Hamburg, 
Univerſität Heidelberg, 
Univerſität Jena, 

Univerſität Kiel, 

Univerſität Köln, 

Univerſität Königsberg, 
Handelshochſchule Königsberg, 
Univerſität Leipzig, 
Handelshochſchule Leipzig, 
Univerſität München, 
Techniſche Hochſchule München, 
Univerſität Münfter, 
Hindenburg⸗Hochſchule Nürnberg, 
Univerſität Roſtock, 
Univerſität Tübingen. 
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„Durch dieſe Regelung bleibt der wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaftliche Unterricht, wie er gemäß den 
„Richtlinien für das Studium der Rechtswiſſenſchaft“ 
für die Studierenden der Rechtswiſſenſchaft er⸗ 
forderlich iſt, an allen Univerſitäten weiterhin 
gewährleiſtet und unberührt. Studierenden der 
Wirtſchaftswiſſenſchaft bleibt die Möglichkeit, auch 
an Univerſitäten mit ſolch eingeſchränktem wirt⸗ 
ſchaftswiſſenſchaftlichen Unterricht bis zu zwei 
Semeſter zu ſtudieren, unbenommen. Dagegen 
iſt die Ablegung der Diplomprüfungen für Volks⸗ 
wirte, Kaufleute und Handelslehrer nur noch an 
den genannten Univerſitäten und Hochſchulen 
möglich. 

Gleichzeitig habe ich unter dem heutigen Tage 
einheitliche Prüfungsordnungen für Diplom⸗Volks⸗ 
wirte, Diplom⸗Kaufleute und Diplom⸗Handelslehrer 
für das Reich erlaſſen, die ich in der Anlage zur 
Kenntnis und Beachtung überſende. Die Prüfungs⸗ 
ordnungen treten mit dem 1. April 1937 in Kraft. 

Die bisherigen Prüfungsordnungen für Diplom⸗ 
Kaufleute und Diplom⸗Handelslehrer ſowie die 
Ordnung der Diplomprüfung für Volkswirte bleiben 
bis zum 30. September 1938 beſtehen; bis zu dieſem 
Zeitpunkt ſteht es den Kandidaten frei, ſich nach der 
bisherigen oder nach der neuen Ordnung prüfen 
zu laſſen. Mit dem 30. September 1938 treten die 
genannten Prüfungsordnungen und die Prüfungs⸗ 
ordnung für praktiſche Kaufleute außer Kraft. Zur 
Vermeidung von Schwierigkeiten bei der Über⸗ 
leitung ermächtige ich die Vorſitzenden der Prüfungs⸗ 
ämter, innerhalb der Übergangszeit (bis 30. Sep⸗ 
tember 1938) diejenigen Kandidaten, die lediglich 
an einer Hochſchule ſtudiert haben, bei der ein 
Prüfungsamt künftig nicht mehr beſteht, die Prüfung 
alſo an einer der vorgenannten Univerſitäten oder 
Hochſchulen ablegen müſſen, von dem vorgeſchrie⸗ 
benen Nachweis einer beſtimmten Semeſterzahl an 
der Univerſität (Hochſchule), bei welcher die Prüfung 
ſtattfindet, zu befreien. 

Hinſichtlich der Prüfungsgebühren ſind die 
Erlaſſe vom 22. Juli 1936 — WI a 462/36 Z IT a, 
M — (RMinAmtsblöOtſch Wiſſ. S. 357) und vom 
24. Februar 1937 — W Ia 108/37 E III, E IV, 
E V, ZII a (b) — zu beachten. Erweiterte Prü⸗ 
fungen ($ 4 der Prüfungsordnungen) ſind gebühren⸗ 
frei, wenn die Prüfung über die gewählten Er⸗ 
gänzungsgebiete bei der Hauptprüfung oder im 
unmittelbaren Anſchluß an dieſe abgenommen wird 
und die Meldung zur erweiterten Prüfung vor oder 
ſpäteſtens während der Hauptprüfung erfolgt iſt. 
Für die Teilnahme an den auf Grund der Prüfungs⸗ 
ordnungen geforderten Klauſurübungen in Betriebs⸗ 
technik und Statiſtik ſind Gebühren nicht zu erheben. 
Für die Prüfung für praktiſche Kaufleute bleibt 
die Gebühr in der bisherigen Höhe beſtehen; wegen 
der Verrechnung und Verteilung uſw. gelten die 
vorgenannten Erlaſſe. 

Ferner löſe ich die Prüfungsämter und -aus- 
ſchüſſe in ihrer bisherigen Zuſammenſetzung auf. 

Ausführungsbeſtimmungen zu den Prüfungs- 
ordnungen folgen demnächſt. 


Zuſatz für die außerpreußiſchen Hochſchulverwaltungen: 


Ich erſuche, mir bis ſpäteſtens 1. Mai 1937 
Vorſchläge wegen der Ernennung der Vorſitzenden 


der Prüfungsämter für Diplom⸗Volkswirte, Diplome 
Kaufleute und Diplom⸗Handelslehrer an den vor⸗ 
genannten Univerſitäten und Hochſchulen ein⸗ 
zureichen. Dabei weiſe ich auf §3 im Abſchn. A 
der Prüfungsordnung hin, wonach die Mitglieder 
der Prüfungsausſchüſſe von dem Vorſitzenden des 
a ($ der Ordnung) zu ernennen 
ind. 


Zuſatz für die preußiſchen Hochſchulen: 

Gemäß $2 des Abſchn. A der Prüfungsordnung 
ernenne ich hiermit bis zum 31. März 1940 zum 
Vorſitzenden 

a) des Prüfungsamtes für Diplom⸗Volkswirte an 
der Univerſität Berlin Dr. von Renteln, 

b) des Prüfungsamtes für Diplom⸗Kaufleute und 
Diplom - Handelslehrer an der Wirtſchafts⸗ 
1 in Berlin Miniſterialrat Dr. Süd⸗ 
0, 

e) des Prüfungsamtes für Diplom⸗Volkswirte an 
der Univerſität Breslau den kommiſſariſchen 
Univerſitätskurator Dr. von Boeckmann, 

d) des Prüfungsamtes für Diplom⸗Volkswirte an 
der Univerſität Göttingen den Univerſitätskurator 
Miniſterialdirektor i. R. Dr. Valentiner, 

e) des Prüfungsamtes für Diplom⸗Volkswirte an 
der Univerſität Halle den Direktor der Mansfeld 
AG. Bergaſſeſſor Dr. Klingſpor, 

t) des Prüfungsamtes für Diplom⸗Volkswirte an 
der Univerſität Kiel den Univerſitätskurator 
Dr. Sig ler 

g) des Prüfungsamtes für Diplom- Volkswirte 
an der Univerſität Königsberg den Landes- 
hauptmann von Wedelſtaedt, 

h) des Prüfungsamtes für Kaufleute und Handels⸗ 
lehrer an der Handelshochſchule in Königsberg 
den Univerſitätskurator Pr. Hoffmann, 

i) des Prüfungsamtes für Diplom- Volkswirte 
an der Univerſität Münſter den Regierungs⸗ 
präſidenten Klemm, 

k) des Prüfungsamtes für Diplom⸗Volkswirte, 
⸗Kaufleute und -Handelslehrer an der Uni⸗ 
verſität Frankfurt a. M. den Präſidenten des 
Rhein⸗Mainiſchen Induſtrie⸗ und Handelstages 
Profeſſor Dr. Lü er. 

Wegen Ernennung des Vorſitzenden des 
Prüfungsamtes für Diplom⸗Volkswirte, Kaufleute 
und ⸗Handelslehrer an der Univerſität Köln ergeht 
beſonderer Erlaß. 

Auf 8 3 im Abſchn. A der Prüfungsordnung 
weiſe ich beſonders hin; hiernach ſind die Mitglieder 
der Prüfungsausſchüſſe durch den Vorſitzenden des 
Prüfungsamtes zu ernennen. 

Ich erſuche, das Weitere zu veranlaſſen. 


Berlin, den 24. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Ru ſt. 


An die nachgeordneten Dienſtſtellen der Preußiſchen 
Hochſchulverwaltung und die Hochſchulverwal⸗ 
tungen der Länder. — Wi 1000 E IV, M (a). 


(RMinAmtsblDtſchWiſſ. 1937 S. 187.) 


* 


Anlage. 


Prüfungsordnung 
für 
Bolkswirte, Kaufleute und Handelslehrer. 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 
$1. 


Prüfungsamt. 


Die Diplomprüfungen für Volkswirte, Kaufleute 
und Handelslehrer werden vor einem vom Reichs⸗ 
und Preußiſchen Miniſter für Wiſſenſchaft, Er⸗ 
ziehung und Volksbildung eingeſetzten Prüfungsamt 
abgelegt. 


§ 2. 
Zuſammenſetzung des Prüfungsamtes. 
Das Prüfungsamt beſteht: 


1. aus dem vom Reichs- und Preußiſchen Minifter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 
ernannten Vorſitzenden und aus mindeſtens 
einem, höchſtens drei vom Vorſitzenden er- 
nannten ſtellvertretenden Vorſitzenden, 

2. aus den vom Vorſitzenden ernannten Fach— 
vertretern, 

3. aus ſechs nach Anhören der zuſtändigen Bezirks⸗ 
wirtſchaftskammer und des zuſtändigen Gau— 
wirtſchaftsberaters der NSDAP. vom Vor⸗ 
ſitzenden ernannten Praktikern und 

4. für den Fall des Beſtehens eines den beteiligten 
Hochſchulen angegliederten Kuratoriums aus 
einem vom Kuratorium beſtimmten Vertreter. 


Die Ernennungen erfolgen widerruflich für eine 
Amtszeit von drei Jahren. 


$ 3. 


Prüfungsausſchüſſe. 


Von dem Vorſitzenden des Prüfungsamtes 
werden für jede der drei genannten Prüfungen 
Prüfungsausſchüſſe gebildet. Es bleibt dem Vor⸗ 
li zenden des Prüfungsamtes überlaſſen, dieſe 
Prüfungsausſchüſſe jeweilig für einen Prüfungs- 
ermin oder für einen längeren Zeitraum zu bilden. 


§ 4. 
Inhalt der Prüfungen. 


a Die Prüſung ſoll unter Vorausſetzung eines 
Mindeſtmaßes tatſächlichen Wiſſens das Verſtändnis 
des Kandidaten für die wiſſenſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hänge zu ermitteln ſuchen. Gemäß den Grundſätzen 
des Nationalſozialismus find alle aufgeworfenen 
Fragen in ihren Bindungen an die raſſiſchen, 
politiſchen und geſchichtlichen Grundlagen des 
deutſchen Volkes zu erörtern und zu beurteilen. 
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B. Beſtimmungen für die einzelnen Prüfungen. 
J. Ordnung der Diplomprüfung für Volkswirte. 


9 
Zweck der Prüfung. 


Die Prüfung für Diplom-Volkswirte bildet den 
ordnungsmäßigen Abſchluß des volkswirtſchaftlichen 
Hochſchulſtudiums. 

Auf Grund der beſtandenen Prüfung wird der 
Grad „Diplom-Volkswirt“ verliehen. 


§ 2. 
Zulaſſung zur Prüfung. 


Der Kandidat muß im Beſitz eines Neife- 
zeugniſſes einer anerkannten reichsdeutſchen oder 
auslandsdeutſchen höheren Lehranſtalt ſein. Als 
deutſches Reifezeugnis iſt auch das Zeugnis der 
Sonderreifeprüfung zu bewerten. Das Reife⸗ 
zeugnis einer nichtdeutſchen höheren Lehranſtalt 
kann mit Genehmigung des Miniſters als gleich- 
wertig anerkannt werden. 

Der Kandidat muß ſechs Semeſter an einer 
anerkannten deutſchen Hochſchule dem Studium der 
Wiſſenſchaften, die Gegenſtand der Diplomprüfung 
ſind, obgelegen haben. Davon muß er das letzte 
und mindeſtens ein früheres Semeſter an der be— 
teiligten Hochſchule ſtudiert haben. 

Der Kandidat muß vor oder während des 
Studiums mindeſtens ein halbes Jahr praktiſch in 
der Wirtſchaft gearbeitet und ſich während des 
Studiums einem Inſtitutspraktikum der Hochſchule 
unterzogen haben. Die wirtſchaftliche Praxis muß, 
gleichgültig ob Sie in den Hochſchulferien oder 
beſonders abgeleiſtet wird, zu Beginn des fünften 
Studienſemeſters abgeleiſtet ſein. 

Die Zulaſſung zur Prüfung erfolgt durch den 
Vorſitzenden des Prüfungsamtes auf Grund einer 
ſchriftlichen Meldung, die den Nachweis über die 
Vorausſetzungen zur Zulaſſung erbringt. Der 
Meldung ſind beizufügen: 

1. ein vom Kandidaten verfaßter und eigenhändig 

geſchriebener Lebenslauf, der insbeſondere auch 
über die politiſche Betätigung Auskunft gibt, 

. ein Nachweis über die Abſtammung, 

3. die Verſicherung des Kandidaten, daß er nicht 
bei einem jüdiſchen Repetitor gehört hat, 

4. das Reifezeugnis, der Nachweis über die ab⸗ 
geleiſtete praktiſche Tätigkeit in der Wirtſchaft 
und über das Inſtitutspraktikum der Hoch— 
ſchule, 

5. der Nachweis über die dreiſemeſtrige ſportliche 
Grundausbildung, 

6. ein Leumundszeugnis, ſofern die Meldung zur 
Prüfung nicht während der Studienzeit erfolgt, 

7. die beglaubigten Verzeichniſſe der von ihm 
beſuchten Vorleſungen, Übungen und Seminare 
und die darüber ausgeſtellten Beſcheinigungen 
nebſt einer nach Gebieten geordneten Zu⸗ 
ſtellung, die den Ablauf des Studiums erkennen 
läßt, 


do 
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8. der Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme 
an Klauſurübungen in der Betriebstechnik und 
Statiſtik, 

9. die in 86 vorgeſchriebene wiſſenſchaftliche 
Arbeit, 

10. die Quittung über die eingezahlten Gebühren. 


8 3. 
Gegenſtände der Prüfung. 

Die Prüfung erſtreckt ſich auf folgende ſünf 
Pflichtgebiete: 

1. Volkswirtſchaftslehre (die Ordnungszuſammen⸗ 
hänge der Volkswirtſchaft einſchließlich der 
geſchichtlichen Grundlagen), 

2. Volkswirtſchafts⸗ und Sozialpolitik (Volk, Staat 
und Wirtſchaft im ländlichen und im gewerb⸗ 
lichen Lebenskreiſe und im Verhältnis zu 
fremden Volkswirtſchaften), 

3. Finanzwirtſchaft, 

4. Betriebswirtſchaft, 

5. Recht. 

Die Prüfung kann auf Antrag des Kandidaten 
durch Beſchluß des Prüfungsamtes um ein Pflicht⸗ 
gebiet beſchränkt werden, wenn der Kandidat 
während der letzten drei Jahre in dem Pflichtgebiet 
vor einer ſtaatlichen Prüfungsbehörde eine Prüfung 
beſtanden hat, in der mindeſtens die gleichen An⸗ 
forderungen geſtellt werden. Unter den gleichen 
Vorausſetzungen kann auch die wiſſenſchaftliche 
Arbeit erlaſſen werden. 


§ 4. 
Erweiterte Prüfung. 


Der Kandidat kann auf ſeinen Antrag bei der 
Prüfung ſelbſt oder nach beſtandener Prüfung über 
die Prüfungsgebiete hinaus in einem oder mehreren 
Ergänzungsgebieten geprüft werden. 


Als Ergänzungsgebiete ſind zugelaſſen: 


. Wehrwirtſchaft, 

Statiſtik, 

. Wirtſchaftsgeographie, 

. Genoſſenſchaftsweſen, 

Verſicherungsweſen, 

Handwerkswirtſchaft, 

Technologie, 

Fremdſprachen, die an der beteiligten Hoch- 
ſchule gelehrt werden. 

Mit Genehmigung des Prüfungsamtes können 
weitere Ergänzungsgebiete zugelaſſen werden, wenn 
dieſe an der beteiligten Hochſchule hinreichend ver⸗ 
treten ſind. 


S = SZ 


&5 
Teile der Prüfung. 
Die Prüfung beſteht aus einem ſchriftlichen und 
einem mündlichen Teil. 
Die Prüfungsleiſtungen müſſen im allgemeinen 
aufeinanderfolgen. Doch können einem Kandidaten, 
der die Prüfung nach Anſicht des Prüfungsamtes 


ohne ſein Verſchulden hat abbrechen müſſen, die 
ſchriftlichen Prüfungen noch innerhalb zweier 
Semeſter angerechnet werden. 


5 6. 
Schriftliche Prüfung. 
Die ſchriftliche Prüfung umfaßt 
Leiſtungen: 


1. eine freie wiſſenſchaftliche Arbeit, die von dem 
Kandidaten aus einem der drei volkswirtſchaft⸗ 
lichen Pflichtgebiete nach Abſchluß des vierten 
Semeſters zu wählen und von einem Mitglied 
des Prüfungsamtes zu billigen iſt. Der Kandi⸗ 
dat hat ein Verzeichnis der von ihm benutzten 
Hilfsmittel beizufügen und die eidesſtattliche 
Verſicherung abzugeben, daß er die Arbeit 
ſelbſtändig und ohne Benutzung anderer als 
der angegebenen Hilfsmittel angefertigt hat. 
Alle Stellen, die wörtlich oder ſinngemäß aus 
Veröffentlichungen entnommen ſind, ſind als 
ſolche kenntlich zu machen; 

2. je eine Klauſurarbeit aus den fünf Pflicht⸗ 
gebieten. Von den drei volkswirtſchaftlichen 
Klauſuren iſt eine auf Grund von geſtellten 
Unterlagen (Statiſtik, Geſetzestexte, Zeitungs⸗ 
artikel uſw.) anzufertigen. 


folgende 


Für jede der Klauſurarbeiten ſind zwei Aufgaben 
zur Wahl zu ſtellen. 

Die Aufgaben ſind dem Kandidaten unmittelbar 
vor Beginn der Klauſur mitzuteilen. Für jede 
Klauſurarbeit werden bis zu fünf Stunden Zeit 
gewährt. Vor Beginn der Klauſuren iſt dem 
Kandidaten anzugeben, welcher Hilfsmittel er ſich 
bedienen darf. 


§ 7. 
Mündliche Prüfung. 


Über die Zulaſſung zur mündlichen Prüfung 
entſcheidet der Vorſitzende des Prüfungsamtes. 
Nicht zugelaſſen wird, wer in der wiſſenſchaftlichen 
Arbeit oder in drei Klauſurarbeiten nicht genügt hat. 


88 
Ergebnis der Prüfung. 


Das Ergebnis der Prüfung wird auf Grund der 
ſchriftlichen und mündlichen Prüfung beſtimmt; die 
Leiſtungen des Kandidaten in den Übungen und 
Seminaren ſind zu berückſichtigen. 

Über die Leiſtungen in den einzelnen Prüfungs⸗ 
gebieten und über die Geſamtleiſtung werden Urteile 
gebildet. Zuläſſig ſind folgende: 


ausgezeichnet, 


gut, 
befriedigend, 
genügend, 
ungenügend. 


Die Prüfung iſt nicht beſtanden, wenn der 
Kandidat in zwei Pflichtgebieten nicht genügt oder 
wenn das Ungenügend in einem Pflichtgebiet nicht 
durch gute Leiſtungen in anderen Pflichtgebieten 
ausgeglichen wird. 
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Die Prüfung gilt ferner als nicht beſtanden, 
wenn der Kandidat ohne einen nach Anſicht des 
Prüfungsamtes genügenden Entſchuldigungsgrund 
nicht erſcheint oder die Prüfung abbricht, wenn er 
ſich bei der wiſſenſchaftlichen Arbeit nicht an⸗ 
gegebener, bei einer Klauſurarbeit unerlaubter 
Hilfsmittel bedient oder zu bedienen verſucht hat. 


89 
Diplom. 


Auf Grund der beſtandenen Prüfung wird ein 
Diplom ausgeſtellt, das von dem Vorſitzenden des 
Prüfungsamtes unterzeichnet wird. Das damit 
verbundene Zeugnis über die Prüfungsergebniſſe 
unterzeichnen der Vorſitzende des Prüfungsamtes 
und die Mitglieder des Prüfungsausſchuſſes, die 
den Kandidaten geprüft haben. 


8 10. 
Wiederholung der Prüfung. 


Wer die Prüfung nicht beſtanden hat, kann 
ſie früheſtens nach einem Semeſter wiederholen. 
Hierbei kann ihm das Prüfungsamt die Prüfung in 
ſolchen Gebieten erlaſſen, in denen die Leiſtungen 
bei der erſten Prüfung mindeſtens als „gut“ beurteilt 
worden ſind. Iſt die wiſſenſchaftliche Arbeit 
mindeſtens als „befriedigend“ beurteilt worden, ſo 
kann ſie noch einmal unverändert oder umgearbeitet 
eingereicht werden. 

Eine zweite Wiederholung iſt nur aus wichtigen 
Gründen mit Genehmigung des Miniſters zuläſſig. 
Ein entſprechender Antrag iſt durch den Vorſitzenden 
des Prüfungsamtes einzureichen. 


G. Mlle 
Gebühren. 


Die Gebühren ſind zugleich mit der Meldung 
zur Prüfung zu entrichten. 


Sie betragen: 
für die Diplomprüfung 
für die Wiederholung der Prüfung. . 50 RM. 


Die Gebühr für eine erweiterte Prüfung 
(§4 der Prüfungsordnung) beträgt 
ohne Rückſicht auf die Zahl der Er⸗ 
gänzungsgeb ieee 


für die Wiederholung der erweiterten 
eee Pr 


40 RM, 


20 RM. 


Vorausſetzung für die Erhebung dieſer Gebühr iſt, 
daß die Meldung zur erweiterten Prüfung nach 


beſtandener Hauptprüfung eingeht. 


§ 12. 
bergangsbeſtimmungen. 


Die Prüfungsordnung tritt am 1. April 1937 
in Kraft. Bis zum 30. September 1938 ſteht es 
dem Kandidaten frei, ſich nach der bisherigen oder 
nach der neuen Prüfungsordnung prüfen zu laſſen. 


9 13. 
Ausführungsbeſtimmungen. 

Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer 
Prüfungsordnung werden vom Reichs- und Preu⸗ 
ßiſchen Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und 
Volksbildung erlaſſen. 


II. Ordnung der Diplomprüfung für Kaufleute. 


9 1. 
Zweck der Prüfung. 

Die kaufmänniſche Diplomprüfung bildet den 
ordnungsmäßigen Abſchluß des kauſmänniſchen 
Hochſchulſtudiums. 

Auf Grund der beſtandenen Prüfung wird der 
Grad „Diplom-Kaufmann“ verliehen. 


§ 2. 
Zulaſſung zur Prüfung. 


Der Kandidat muß im Beſitz eines anerkannten 
Reifezeugniſſes ſein. Als ſolches iſt auch das Zeugnis 
der Sonderreifeprüfung zu bewerten. Die Zeugniſſe 
nichtdeutſcher höherer Lehranſtalten können mit 
Genehmigung des Miniſters als gleichwertig an— 
erkannt werden. 

Der Kandidat muß ſechs Semeſter ordnungs— 
gemäß an einer anerkannten deutſchen Hochſchule 
dem Studium der Wiſſenſchaften, die Gegenſtand 
der Diplomprüfung ſind, obgelegen haben. Davon 
muß er das letzte und mindeſtens ein früheres 
Semeſter an der beteiligten Hochſchule ſtudiert 
haben. 

Der Kandidat muß ein halbes Jahr kaufmänniſch 
tätig geweſen ſein und ſich während des Studiums 
einem Inſtitutspraktikum der Hochſchule unterzogen 
haben. Die kaufmänniſche Tätigkeit muß, gleich⸗ 
gültig ob ſie in den Hochſchulferien oder beſonders 
abgeleiſtet wird, zu Beginn des fünften Studien- 
ſemeſters abgeleiſtet ſein. 


Die Zulaſſung erfolgt durch den Vorſitzenden 
des Prüfungsamts auf Grund einer ſchriftlichen 
Meldung, die den Nachweis über die Voraus⸗ 
ſetzungen der Zulaſſung erbringt und die Angabe 
der gewählten Prüfungsgebiete enthält. Der 
Meldung ſind beizufügen: 


1. ein vom Kandidaten verfaßter und eigenhändig 
geſchriebener Lebenslauf, der insbeſondere auch 
über die politiſche Betätigung Auskunft gibt, 

. ein Nachweis über die Abſtammung, 

3. die Verſicherung des Kandidaten, daß er nicht 
bei einem jüdiſchen Repetitor gehört hat, 

4. die Schul⸗ und Prüfungszeugniſſe, der Nach⸗ 
weis über die abgeleiſtete kaufmänniſche Tätig⸗ 
keit und das Inſtitutspraktikum der Hochſchule, 

5. der Nachweis über die dreiſemeſtrige ſportliche 
Grundausbildung, 

6. ein Leumundszeugnis, ſofern die Meldung zur 
Prüfung nicht während der Studienzeit erfolgt, 

7. die beglaubigten Verzeichniſſe der von ihm 
beſuchten Vorleſungen, übungen und Seminare 


0 
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und die darüber ausgeſtellten Beſcheinigungen 
nebſt einer nach Gebieten geordneten Zu⸗ 
ſammenſtellung, die den Ablauf des Studiums 
erkennen läßt, 

8. der Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme 
an Klauſurübungen in der Betriebstechnik und 
Statiſtik, 

a 
Arbeit, 

10. die Quittung über die eingezahlten Gebühren. 


§ 6 vorgeſchriebene wiſſenſchaftliche 


9 3. 
Gegenſtände der Prüfung. 

Die Prüfung erſtreckt ſich auf vier Pflichtgebiete. 
Zu dieſen tritt ein Wahlgebiet, das im Umfang 
eines Pflichtgebietes geprüft wird. 

Pflichtgebiete ſind: 

1. allgemeine Betriebswirtſchaft, 

2. beſondere Betriebswirtſchaft (Betriebs wirtſchaft 
der Banken oder der Fabriken oder des Waren⸗ 
handels oder des Buchhandels oder der Ver⸗ 
ſicherung oder des Verkehrs oder des Treuhand- 
weſens), 

3. Volkswirtſchaft, 

4. Recht. 


Als Wahlgebiete find zugelaſſen: 


. Wehrwirtſchaft, 

. Statiſtik, 

. Wirtſchaftsgeſchichte, 

. Wirtſchaftsgeographie, 

. Genoſſenſchaftsweſen, 

. Handwerkswirtſchaft, 

Technologie, 

Fremdſprachen, die an der beteiligten Hochſchule 
gelehrt werden, 

beſondere Betriebswirtſchaft der Banken oder 
der Fabriken oder des Warenhandels oder des 
Buchhandels oder der Verſicherung oder des 
Treuhandweſens oder des Verkehrs, ſofern 
dieſe nicht bereits unter $3 Abſ. 2 gewählt 
wurde. 


Durch Beſchluß des Prüfungsamts kann all⸗ 
gemein oder für den einzelnen Fall die Wählbarkeit 
weiterer Gebiete, die an der beteiligten Hochſchule 
hinreichend vertreten ſind, zugelaſſen werden. 

Die Prüfung kann auf Antrag des Kandidaten 
durch Beſchluß des Prüfungsamts um ein Gebiet 
beſchränkt werden, wenn der Kandidat während 
der letzten drei Jahre in dieſem vor einer ſtaatlichen 
Prüfungsbehörde eine Prüfung beſtanden hat, in 
der mindeſtens die gleichen Anforderungen geſtellt 
werden. Unter den gleichen Vorausſetzungen kann 
auch die wiſſenſchaftliche Arbeit erlaſſen werden. 


Ne} O sum -— 


§ 4. 
Erweiterte Prüfung. 

Der Kandidat kann auf ſeinen Antrag bei der 
Prüfung ſelbſt oder nach beſtandener Prüfung über 
die Prüfungsgebiete hinaus in einem oder mehreren 
Ergänzungsgebieten geprüft werden. 


Mit Genehmigung des Prüfungsamts können 
außer den in §3 genannten Wahlgebieten weitere 
Gebiete zugelaſſen werden, wenn dieſe an der 
beteiligten Hochſchule hinreichend vertreten ſind. 


§ 5. 
Teile der Prüfung. 


Die Prüfung beſteht aus einem ſchriftlichen und 
einem mündlichen Teil. 

Die Prüfungsleiſtungen müſſen im allgemeinen 
aufeinanderfolgen. Doch können einem Kandidaten, 
der die Prüfung nach Anſicht des Prüfungs⸗ 
ausſchuſſes ohne ſein Verſchulden hat abbrechen 
müſſen, die ſchriftlichen Prüfungsleiſtungen noch 
innerhalb zweier Semeſter angerechnet werden. 


$ 6. 
Schriftliche Prüfung. 
Die ſchriftliche Prüfung umfaßt folgende 


Leiſtungen: 


1, eine freie wiſſenſchaftliche Arbeit, die von dem 
Kandidaten aus einem der betriebswiſſenſchaft⸗ 
lichen Prüfungsgebiete nach Abſchluß des 
vierten Semeſters zu wählen und von einem 
Mitgliede des Prüfungsamts zu billigen iſt. 
Der Kandidat hat ein Verzeichnis der von ihm 
benutzten Hilfsmittel beizufügen und die eides⸗ 
ſtattliche Verſicherung abzugeben, daß er die 
Arbeit ſelbſtändig und ohne Benutzung anderer 
als der angegebenen Hilfsmittel angefertigt 
hat. Alle Stellen, die wörtlich oder ſinngemäß 
aus Veröffentlichungen entnommen ſind, ſind 
als ſolche kenntlich zu machen; 

je eine Klauſurarbeit aus der allgemeinen 
Betriebswirtſchaft, dem vom Kandidaten ge⸗ 
wählten Zweige der beſonderen Betriebs⸗ 
wirtſchaft, der Volkswirtſchaft und dem Recht. 
Für jede der Klauſurarbeiten ſind zwei Aufgaben 
zur Wahl zu ſtellen. 


Die Aufgaben ſind dem Kandidaten unmittelbar 
vor Beginn der Klauſur mitzuteilen. Für jede 
Klauſurarbeit wird bis zu fünf Stunden Zeit 
gewährt. Vor Beginn der Klauſuren iſt dem 
Kandidaten anzugeben, welcher Hilfsmittel er ſich 
bedienen darf. 


e 


2 
Mündliche Prüfung. 

Über die Zulaſſung zur mündlichen Prüfung 
entſcheidet der Vorſitzende des Prüfungsamts. Nicht 
zugelaſſen wird, wer in der freien wiſſenſchaftlichen 
Arbeit oder in zwei Klauſurarbeiten nicht genügt hat. 


9 8. 
Ergebnis der Prüfung. 

Das Ergebnis wird auf Grund der ſchriftlichen 
und mündlichen Prüfung beſtimmt. Die Leiſtungen 
des Kandidaten in den Übungen und Seminaren 
ſind zu berückſichtigen. 

Über die Leiſtungen in den einzelnen Gebieten 
und über die Geſamtleiſtung werden Urteile gebildet. 
Zuläſſig ſind folgende: 
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ausgezeichnet, 


gut, 
befriedigend, 
genügend, 
ungenügend. 


Die Prüfung iſt nicht beſtanden, wenn der 
Kandidat in zwei Prüfungsgebieten nicht genügt 
oder wenn das Ungenügend in einem Prüfungs⸗ 
gebiet nicht durch gute Leiſtungen in anderen 
Prüfungsgebieten ausgeglichen wird. 

Die Prüfung gilt ferner als nicht beſtanden, 
wenn der Kandidat ohne einen nach Anſicht des 
Prüfungsausſchuſſes genügenden Entſchuldigungs⸗ 
grund nicht erſcheint oder die Prüfung abbricht, 
wenn er ſich bei der freien wiſſenſchaftlichen Arbeit 
nicht angegebener, bei einer Klauſurarbeit un⸗ 
erlaubter Hilfsmittel bedient oder zu bedienen 
verſucht hat. 


SER 
Diplom. 


Auf Grund der beſtandenen Prüfung wird ein 
Diplom ausgeſtellt, das von dem Vorſitzenden des 
Prüfungsamts unterzeichnet wird. Das damit ver⸗ 
bundene Zeugnis über die Prüfungsergebniſſe 
unterzeichnen der Vorſitzende des Prüfungsamts 
und die Mitglieder des Prüfungsausſchuſſes, die 
den Kandidaten geprüft haben. 


$ 10. 
Wiederholung der Prüfung. 

Wer die Prüfung nicht beſtanden hat, kann 
ſie früheſtens nach einem Semeſter wiederholen. 
Hierbei kann ihm das Prüfungsamt die Prüfung in 
ſolchen Gebieten erlaſſen, in denen die Leiſtungen 
bei der erſten Prüfung mindeſtens als „gut“ beurteilt 
worden ſind. Iſt die wiſſenſchaftliche Arbeit min⸗ 
deſtens als „befriedigend“ beurteilt worden, ſo kann 
ſie noch einmal unverändert oder umgearbeitet ein⸗ 
gereicht werden. 

Eine zweite Wiederholung iſt nur aus wichtigen 
Gründen mit Genehmigung des Miniſters zuläſſig. 
Ein entſprechender Antrag iſt durch den Vorſitzenden 
des Prüfungsamts einzureichen. 


8 
Gebühren. 


Die Gebühren ſind zugleich mit der Meldung 
zur Prüfung zu entrichten. 


Sie betragen: 


für die Diplomprüfung 100 RM, 

für die Wiederholung der Prüfung. . 50 RM. 
Die Gebühr für eine erweiterte Prüfung 

(84 der Prüfungsordnung) beträgt 

ohne Rückſicht auf die Zahl der Er⸗ 
gänzungs gebiete 40 RM, 
für die Wiederholung der erweiterten 

S Awo o 20 RM. 


Vorausſetzung für die Erhebung dieſer Gebühr iſt, 
daß die Meldung zur erweiterten Prüfung nach 
beſtandener Hauptprüfung eingeht. 


$ 12. 
Abergangsbeſtimmungen. 

Die Prüfungsordnung tritt am 1. April 1937 in 
Kraft. Bis zum 30. September 1938 ſteht es dem 
Kandidaten frei, ſich nach der bisherigen oder nach 
der neuen Prüfungsordnung prüfen zu laſſen. 


9 13. 
Ausführungsbeſtimmungen. 

Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer 
Prüfungsordnung werden vom Reichs⸗ und Preu⸗ 
ßiſchen Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und 
Volksbildung erlaſſen. 


III. Ordnung der Diplomprüfung für das 
Handelslehramt. 


il; 

Zweck der Prüfung. 

Durch die Diplomprüfung wird die wiſſenſchaft⸗ 
liche Befähigung für das Handelslehramt nach- 
gewieſen. 

Auf Grund der beſtandenen Prüfung wird der 
Grad „Diplom⸗Handelslehrer“ verliehen. 


9 2. 
Zulaſſung zur Prüfung. 

Der Kandidat muß im Beſitz eines anerkannten 
Reifezeugniſſes ſein. Als ſolches iſt auch das Zeugnis 
der Sonderreifeprüfung zu bewerten. Die Zeugniſſe 
nichtdeutſcher höherer Lehranſtalten können mit 
Genehmigung des Miniſters als gleichwertig an— 
erkannt werden. 


Der Kandidat muß ſechs Semeſter ordnungs⸗ 
mäßig an einer anerkannten deutſchen Hochſchule 
dem Studium der Wiſſenſchaften, die Gegenſtand 
der Diplomprüfung ſind, obgelegen haben und darf 
das 35. Lebensjahr nicht überſchritten haben. Er 
muß das letzte und mindeſtens ein früheres Semeſter 
an der beteiligten Hochſchule ſtudiert haben. Kandi⸗ 
daten, die die wiſſenſchaftliche Prüfung für das 
Lehramt an höheren Schulen beſtanden haben und 
ſich der beſchränkten Prüfung nach $ 3 letzter Abſatz 
unterziehen wollen, können erſt nach einem Studium 
von mindeſtens drei Semeſtern auf dem Gebiet der 
Betriebswirtſchaft zur Prüfung zugelaſſen werden. 


Der Kandidat muß zwei Semeſter hindurch mit 
Erfolg am Unterricht und an den Übungen in einer 
Berufs⸗ oder Handelsſchule teilgenommen haben. 


Der Kandidat muß ein Jahr kaufmänniſch tätig 
geweſen ſein; davon kann ein halbes Jahr in den 
Hochſchulferien während der erſten beiden Studien⸗ 
jahre abgeleiſtet werden. 


Die Zulaſſung erfolgt durch den Vorſitzenden 
des Prüfungsamts auf Grund einer ſchriftlichen 
Meldung, die den Nachweis über die Voraus⸗ 
ſetzungen der Zulaſſung erbringt und die Angabe 
der gewählten Prüfungsgebiete enthält. 
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Der Meldung ſind beizufügen: 


1. ein vom Kandidaten verfaßter und eigenhändig 
geſchriebener Lebenslauf, der insbeſondere auch 
über die politiſche Betätigung Auskunft gibt, 

2. ein Nachweis über die Abſtammung, 

3. die Verſicherung des Kandidaten, daß er nicht 
bei einem jüdiſchen Repetitor gehört hat, 

4. die Schul⸗ und Prüfungszeugniſſe und der 
Nachweis über die abgeleiſtete kaufmänniſche 
Tätigkeit, 

5. der Nachweis über die dreiſemeſtrige ſportliche 
Grundausbildung, 

6. ein Leumundszeugnis, ſofern die Meldung zur 
Prüfung nicht während der Studienzeit erfolgt, 

7. die beglaubigten Verzeichniſſe der von ihm 
beſuchten Vorleſungen, übungen und Seminare 
und die darüber ausgeſtellten Beſcheinigungen 
nebſt einer nach Gebieten geordneten Zu⸗ 
ſammenſtellung, die den Ablauf des Studiums 
erkennen läßt, 

8. der Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme 
an Klauſurübungen in der Betriebstechnik, 

9. die Nachweiſe über die erfolgreiche Beteiligung 
an den praktiſch⸗pädagogiſchen Übungen, 

10. die in § 6 vorgeſchriebene wiſſenſchaftliche 
Arbeit, 
11. die Quittung über die eingezahlten Gebühren. 


*. 
Gegenſtände der Prüfung. 

Die Prüfung erſtreckt ſich auf fünf Gebiete. 
Zwei davon ſind Pflichtgebiete, drei Wahlgebiete. 
Die Pflichtgebiete ſind: 

1. allgemeine Betriebswirtſchaft, 

2. Pädagogik. 

Die Wahlgebiete können nur in Gruppen gewählt 
werden. Zur Hauptgruppe, der wirtſchaftswiſſen⸗ 
ſchaftlichen, gehören: 

1. beſondere Betriebswirtſchaft (Betriebswirtſchaft 
der Banken oder der Induſtrie oder des Waren⸗ 
handels oder des Buchhandels oder der Ver⸗ 
ſicherung oder des Verkehrs oder des Treuhand⸗ 
weſens), 

2. Volkswirtſchaft und 

3. Recht. 

Zur zweiten Gruppe, der ſprachlichen, gehören: 

1. eine fremde Sprache im Zuſammenhang mit 
der Kultur ihres Sprachgebiets (Oberſtufe), 

2. eine zweite fremde Sprache, ſprachlich⸗techniſch 
(Unterſtufe), mit beſonderer Berückſichtigung 
ihrer wirtſchaftlichen Ausdrucksform (Handels⸗ 
briefwechſel) oder Deutſch oder Wirtſchafts⸗ 
geographie oder Wirtſchaftsgeſchichte und 

3. Volkswirtſchaft oder Recht oder Wirtſchafts⸗ 
geographie. 

Zur dritten Gruppe, der geographiſch-techno⸗ 
logiſchen, gehören: 


1. Chemie und 

2. Phyſik e 
mit ihren wirtſchaftlichen Anwendungs- 
gebieten, insbeſondere der chemiſchen oder 
phyſikaliſchen Technologie, 

3. Wirtſchaftsgeographie. 


Die Kandidaten der dritten Gruppe und die⸗ 
jenigen der zweiten, die Volkswirtſchaft oder Recht 
als Prüfungsfach nicht wählen, haben nachzuweiſen, 
daß ſie ſich an grundlegenden Vorleſungen und 
Übungen auf dem nicht gewählten Gebiet beteiligt 
haben. Für die Wirtſchaftsgeographie hat jeder 
Kandidat auch in der wirtſchaftswiſſenſchaftlichen 
Gruppe den gleichen Nachweis zu erbringen, falls 
dieſes Gebiet nicht in der Prüfung vertreten iſt. 

Die Prüfung kann auf Antrag des Kandidaten 
durch Beſchluß des Prüfungsamts bis auf drei 
Gebiete, unter denen ſich die beiden Pflichtgebiete 
befinden müſſen, beſchränkt werden, wenn der 
Kandidat während der letzten drei Jahre in den 
Gebieten, von denen er befreit ſein will, vor einer 
ſtaatlichen Prüfungsbehörde eine Prüfung beſtanden 
hat, in der mindeſtens die gleichen Anforderungen 
geſtellt werden. Unter den gleichen Vorausſetzungen 
kann auch die wiſſenſchaftliche Arbeit erlaſſen werden. 

Kandidaten, die die wiſſenſchaftliche Prüfung 
für das Lehramt an höheren Schulen beſtanden 
und in einem der Gebiete Deutſch, Geſchichte, Erd⸗ 
kunde, Fremdſprache, Mathematik, Phyſik oder 
Chemie die Lehrbefähigung für die Oberſtufe erlangt 
haben, werden zu einer beſchränkten Prüfung zu⸗ 
gelaſſen, die allgemeine Betriebswirtſchaft, Päd⸗ 
agogik und zwei Ergänzungsgebiete umfaßt. Dieſe 
Ergänzungsprüfung erſtreckt ſich in der Chemie und 
Phyſik auf ihre wirtſchaftlichen Anwendungsgebiete, 
insbeſondere auf die Technologie, in den Fremd⸗ 
ſprachen auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe eines 
Sprachgebietes und die Verkehrsſprache des Handels 
(Handelsbriefwechſel), in der Wirtſchaftsgeographie 
auf die Grundzüge der Geographie des Menſchen 
und die Länderkunde Mitteleuropas und eines 
anderen wichtigen Erdgebiets. Außerdem kann eine 
Ergänzungsprüfung im Deutſchen (Berufsſprache 
des Kaufmanns und des für die Berufs⸗ und Fach⸗ 
ſchulen wichtigen Schrifttums), in den Grundzügen 
des Rechts, in Wirtſchaftsgeſchichte und politiſcher 
Arithmetik abgelegt werden. 


9 4. 
Erweiterte Prüfung. 

Der Kandidat kann auf ſeinen Antrag bei der 
Prüfung ſelbſt oder nach beſtandener Prüfung über 
die ordentlichen Prüfungsgebiete hinaus in einem 
oder mehreren Ergänzungsgebieten geprüft werden. 

Als Ergänzungsgebiete können außer den im 
$3 genannten Wahlgebieten mit Genehmigung des 
Prüfungsamtes auch andere Gebiete, die an der 
Hochſchule im Bereich des Prüfungsamts hin⸗ 
reichend vertreten ſind, gewählt werden. 


§ 5. 
Teile der Prüfung. 
Die Prüfung beſteht aus einem ſchriftlichen und 
einem mündlichen Teil. 
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Die Prüfungsleiſtungen haben im allgemeinen 
aufeinanderzufolgen. Doch können einem Kandi⸗ 
daten, der die Prüfung nach Anſicht des Prüfungs⸗ 
ausſchuſſes ohne ſein Verſchulden hat abbrechen 
müſſen, die ſchriftlichen Prüfungsleiſtungen noch 
innerhalb zweier Semeſter angerechnet werden. 


§ 6. 
Schriftliche Prüfung. 


Die ſchriftliche Prüfung umfaßt 
Leiſtungen: 


1. eine freie wiſſenſchaftliche Arbeit, die von dem 
Kandidaten aus einem ſeiner Prüfungsgebiete 
nach Abſchluß des vierten Semeſters zu wählen 
und von einem Mitgliede des Prüfungsamts 
zu billigen iſt. Der Kandidat hat ein Ver⸗ 
zeichnis der von ihm benutzten Hilfsmittel bei- 
zufügen und die eidesſtattliche Verſicherung 
abzugeben, daß er die Arbeit ſelbſtändig und 
ohne Benutzung anderer als der angegebenen 
Hilfsmittel angefertigt hat. Alle Stellen, die 
wörtlich oder ſinngemäß aus Veröffentlichungen 
entnommen ſind, ſind als ſolche kenntlich zu 
machen; 


folgende 


2. je eine Klauſurarbeit über eine Aufgabe oder 
Aufgabengruppe in vier Gebieten. Dieſe vier 
Gebiete ſind 


in der wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Gruppe: 
Betriebswirtſchaft, Pädagogik, Volkswirtſchaft 
und Recht, 


in der ſprachlichen Gruppe:!) 
Betriebswirtſchaft, Pädagogik, erſte fremde 
Sprache und zweite fremde Sprache oder 
Wirtſchaftsgeographie, 

in der geographiſch⸗technologiſchen Gruppe: 
Betriebswirtſchaft, Pädagogik, chemiſche oder 
phyſikaliſche Technologie und Wirtſchafts⸗ 
geographie. 


Die Aufgaben ſind dem Kandidaten unmittelbar 
vor Beginn der Klauſur mitzuteilen. Für jede 
Klauſurarbeit wird bis zu fünf Stunden Zeit 
gewährt. Vor Beginn der Klauſur iſt dem Kandi⸗ 
daten anzugeben, welcher Hilfsmittel er ſich be⸗ 
dienen darf. 


SR 
Mündliche Prüfung. 


Über die Zulaſſung zur mündlichen Prüfung 
entſcheidet der Prüfungsausſchuß. Nicht zugelaſſen 
wird, wer in der wiſſenſchaftlichen Arbeit oder in 
zwei Klauſurarbeiten nicht genügt hat. 


) In der ſprachlichen Gruppe find Klauſurarbeiten außer 
in der allgemeinen Betriebswirtſchaft und in der Pädagogik zu 
leiſten in den beiden Fremdſprachen oder — wenn keine 
zweite Fremdſprache gewählt wird, aber Wirtſchafts geographie 
Prüfungsgegenſtand iſt — in der erſten Fremdſprache und in 
der Wirtſchaftsgeographie oder — wenn weder eine zweite 
Fremdſprache noch Wirtſchaftsgeographie Prüfungsgegenſtand 
iſt — in der erſten Fremdſprache und in einem vom Kandidaten 
zu bezeichnenden anderen Wahlgebiet. 


9 8. 
Ergebnis der Prüfung. 

Das Ergebnis wird auf Grund der ſchriftlichen 
und mündlichen Prüfung beſtimmt. Die Leiſtungen 
des Kandidaten in den übungen und Seminaren 
iind zu berückſichtigen. 

Über die Leiſtungen in den einzelnen Gebieten 
und über die Geſamtleiſtung werden Urteile gebildet. 
Zuläſſig ſind folgende: 

ausgezeichnet, 
gut, 
befriedigend, 
genügend, 
ungenügend. 


Die Prüfung iſt nicht beſtanden, wenn der 
Kandidat in der allgemeinen Betriebswirtſchaft nicht 
genügt oder wenn das Ungenügend in einem 
Prüfungsgebiet nicht durch gute Leiſtungen in 
anderen Prüfungsgebieten ausgeglichen wird. 


Die Prüfung gilt ferner als nicht beſtanden, 
wenn der Kandidat ohne einen nach Anſicht des 
Prüfungsausſchuſſes genügenden Entſchuldigungs⸗ 
grund nicht erſcheint oder die Prüfung abbricht, 
wenn er ſich bei der freien wiſſenſchaftlichen Arbeit 
nicht angegebener, bei einer Klauſurarbeit un⸗ 
erlaubter Hilfsmittel bedient oder zu bedienen 
verſucht hat. 


1 . 
Diplom. 


Auf Grund der beſtandenen Prüfung wird ein 
Diplom ausgeſtellt, das von dem Vorſitzenden des 
Prüfungsamts unterzeichnet wird. Das damit ver⸗ 
bundene Zeugnis über die Prüfungsergebniſſe 
unterzeichnen der Vorſitzende des Prüfungsamts 
und die Mitglieder des Prüfungsausſchuſſes, die 
den Kandidaten geprüft haben. 


9 10. 
Wiederholung der Prüfung. 

Wer die Prüfung nicht beſtanden hat, kann 
ſie früheſtens nach einem Semeſter wiederholen. 
Hierbei kann ihm das Prüfungsamt die Prüfung 
in ſolchen Fällen erlaſſen, in denen die Leiſtungen 
bei der erſten Prüfung mindeſtens als „gut“ be⸗ 
urteilt worden ſind. 

Iſt die wiſſenſchaftliche Arbeit mindeſtens als 
„befriedigend“ beurteilt worden, ſo kann ſie noch 
einmal unverändert oder umgearbeitet eingereicht 
werden. 

Eine zweite Wiederholung iſt nur aus wichtigen 
Gründen mit Genehmigung des Miniſters zuläſſig. 
Ein entſprechender Antrag iſt durch den Vorſitzenden 
des Prüfungsamts einzureichen. 


8 
Gebühren. 


Die Gebühren ſind zugleich mit der Meldung 
zur Prüfung zu entrichten. 
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Sie betragen: 


für die Diplomprüfſununun ss 100 RM, 

für die Wiederholung der Prüfung. . 50 RM. 
Die Gebühr für eine erweiterte Prüfung 

(84 der Prüfungsordnung) beträgt 

ohne Rückſicht auf die Zahl der Er⸗ 

gänzungs gebiete 40 RM, 
für die Wiederholung der erweiterten 

Prlifünn g 8 20 RM. 


Vorausſetzung für die Erhebung dieſer Gebühr iſt, 
daß die Meldung zur erweiterten Prüfung nach 
beſtandener Hauptprüfung eingeht. 


§ 12. 
Übergangsbeſtimmungen. 

Die Prüfungsordnung tritt am 1. April 1937 
in Kraft. Bis zum 30. September 1938 ſteht es 
dem Kandidaten frei, ſich nach der bisherigen oder 
nach der neuen Prüfungsordnung prüfen zu laſſen. 


N 
Ausführungsbeſtimmungen. 

Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer Prü⸗ 
fungsordnung werden vom Reichs⸗ und Preußiſchen 
Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks⸗ 
bildung erlaſſen. 


Berlin, den 24. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Ruſt. 


Erziehung 


a) Für das Reich 


202. Heranziehung von Angehörigen der 
Hitler⸗Jugend zur Frühjahrsbeſtellung. 


Einer Anregung des Herrn Reichsminiſters für 
Ernährung und Landwirtſchaft und Reichsbauern⸗ 
führers entſprechend ermächtige ich die Schul⸗ 
aufſichtsbehörden, die Angehörigen derHitler⸗Jugend, 
die auf Wunſch des Reichsnährſtandes zur Frühjahrs⸗ 
beſtellung eingeſetzt werden ſollen, auf Antrag vom 
Schulbeſuch vorübergehend zu befreien. 


Berlin, den 23. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Ru ſt. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken, die Herren Preußiſchen Oberpräſidenten 
(Abteilung für höheres Schulweſen), den Herrn 
Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt Berlin 
(Abteilung für höheres Schulweſen und Abteilung 
für Volks⸗ und Mittelſchulen) und die Herren 
Preußiſchen Regierungspräſidenten. — E II a 
993 E III (a). 
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203. Verzeichnis der zur Beſchaffung für Schulbüchereien (Lehrer⸗ und Schülerbüchereien) 
geeigneten Bücher und Schriften. 


Fortſetzung des Verzeichniſſes aus Heft 6 (S. 120). 


3 ei Preis Be⸗ 
Nr Aufſchrift des Buche Verfaſſer Verlag 115 en 
} 
2154. Jahrbuch des Reichsarbeitsdienſtes. Müller⸗ Brandenburg Berlin, Volk und Reich 3,.— 8 — 5 
v. 
2155. Handwerk — Lebenswerk. O. D. Potthoff, Langenſalza, Beltz geh. 6,—, a 
Karl Zeleny geb. 7,50 S i 
(nur geb.) 
2156. Deutſches Bauerntum. Ein Buch für Rudolf Krüger, Otto Lemke Langenſalza, Beltz geh. 2,75, L 
die mecklenburgiſche Landjugend. geb. 3,50 S v. 14 
(nur geb.) 
—beſ. in meckl. 
2157. a N h Landſ dulen - 
Deutſcher und nordiſcher Geiſt. Ihre | Earl Peterſen Breslau, Hirt geh. 3,— 8 
Wechſelwirkungen bis zum Ende der 
Romantik. 
2158. | 
Fuhreradel durch Sippenpflege. (Bier | Hans F. K. Günther München, Lehmann geh. 2,20, L 
Vorträge.) geb. 3,20 
2159. Altgermaniſche Erziehung. Fritz Wüllenweber Hamburg, Hanſeatiſche geh. 5,60, N 
Verlagsanſtalt geb. 6,60 
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Nr. Aufſchrift des Buches Verfaſſer Verlag nz 5 
RM merkungen 
2160. Deutſchlands Werden. Überſchau und Georg Uſadel Leipzig, Teubner geh. 1,60 3 
nationalſozialiſtiſche Wertung. S v. 15 
(nur geb.) 
2161 Deutſches Schickſal 1914—1918. Vor⸗ Bernhard Poll Berlin, Weidmann 8,50 Dj 
geſchichte und Geſchichte des Weltkrieges. S v. 15 
2162. Deutſche Geſchichte im 19. Jahrhundert. Heinrich von Treitſchke Berlin, Safari 4,80 L 
2163. Lüttich. Albert Benary Leipzig, Schneider 1,50 S v. 12 
2164. Bilderbuch vom deutſchen Heer. Albert Benary, Leipzig, Schneider 1,50 S v. 10 
| H. Skarbina 
2165. Die Luftfahrt im naturkundlichen Unter⸗ Alfred Knappe Leipzig, Quelle & Meyer 3.— L (V) 
richt der Volksſchule. 
2166, Leinen los! Leben und Kämpfen auf Lützow Leipzig, Dürr & Weber 4,— S v. 12 
der Kriegsflotte. 
2167. Raſſiſche Erziehung als Unterrichtsgrund. Rudolf Benze, Frankfurt a. M., 5,80 = 
ſatz der Fachgebiete. Alfred Pudelko u. a. Dieſterweg 
2168. Das Enten⸗Flugmodell und jeine Kon⸗ Otto Klank Leipzig, Schäfer geh. 1,30 — 
ſtruktion. S v. 16 
(nur geb.) 
2169. Nurflügelmodelle. Grundlagen zum Hans Ruggaber Leipzig, Schäfer 1,85 8 
Entwurf und Bau. S v. 16 
2170. Die Flut des Lebens und andere Erzäh⸗ Adolf Stern, Köln, Schafſſtein geh. 0,45 S v. 14 
lungen aus der Zeit des Dreißigjährigen Adolf Schmitthenner (nur geb.) 
Krieges. 
2171. Auf zur Wolga! Aus dem Roman Joſef Ponten Köln, Schaffſtein geh. 0,45 S v. 13 
„Wolga, Wolga“. (nur geb.) 
2172. Kindermärchen. Hans Friedrich Blunck Köln, Schaffſtein geh. 0,45 S v. 10—12 
(nur geb.) 
2173. Bötjer Baſch. Theodor Storm Köln, Schaffſtein 0,85 S v. 13 
2174. Pole Poppenſpaler. Theodor Storm Köln, Schaffſtein geh. 0,45 S v. 13 
(nur geb.) 
2175 Der abenteuerliche Simpliziſſimus. Ge⸗ H. J. Chriſtoffel von Köln, Schaffſtein 0,85 S v. 13 
kürzte Ausgabe. Grimmelshauſen 
2176, Dohrmanns Kinder. Luſtige Dorfjugend- Karl Bradt Köln, Schaffſtein geh. 0,45 S v. 9—11 
geſchichten. (nur geb.) 
2177. Schatzkäſtlein. Fünfzig Erzählungen. Johann Peter Hebel Köln, Schaffſtein 0,85 S v. 10 
2178. Rheinſagen. Ludwig Bechſtein Köln, Schaffſtein 0,85 S v. 10 
2179. Träumereien an franzöſiſchen Kaminen. Richard von Volkmann⸗ Köln, Schaffſtein geh. 0,45 S v. 9—11 
Leander (nur geb.) 
2180. | Aus Goethes Jugendzeit. Erſte Auswahl Köln, Schaffſtein 0,85 S (V) v. 13 
aus „Dichtung und Wahrheit“. 
2181. | Die Gudrunſage. Dem mittelalterlichen K. Henniger Köln, Schaffſtein 0,85 . 
Heldengedicht nacherzählt. 
2182. Die Parzivalſage. Wolfram von Eſchen⸗ K. Henniger Köln, Schaffſtein 0,85 Se 
bach nacherzählt. 
2183. | Anſas und Grita. Ernſt Wichert Berlin, Hillger 0,60 S v. 16 
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| 
Nr. Aufſchrift des Buches Verfaſſer Verlag Preis Be⸗ 
RM merkungen 
2184. Deutſche Landſchaft in der Sage. Georg Nowottnick Berlin, Weidmann 0,80 e 
2185. Deutſches Bauernleben in der Sage. Georg Nowottnick Berlin, Weidmann 0,80 S v. 11 
2186. Deutſche Sagen zur Geſchichte des 16. und Georg Nowottnick Berlin, Weidmann 0,80 S v. 12 
17. Jahrhunderts. 
2187. Altdeutſche Schwänke und Schnurren. Georg Nowottnick Berlin, Weidmann 0,80 S v. 11 
2188. Hermann und Dorothea. a Wolfgang von Köln, Schaffſtein 0,85 S v. 15 
vethe 
2189. Dein Volk iſt alles! Breslau, Hirt 2,80 S v. 1014 
2190. Volksbücher von Weltweite und Aben⸗ Franz Podleiszek Leipzig, Reclam geh. 7,50, 2 
teuerluſt. geb. 9,— 
2191. Grenzburgen im Nordgau. Kurt Rieger Leipzig, Schäfer 2,50 8 
& 18 
(be. in 
Bayern) 
2192. Entwicklungsbiologie und Ganzheit. B. Dürken Leipzig, Teubner get, 5,20, L 
geb. 6, 
2193. Arbeit und Unterricht im Schulgarten. Otto Mehlan Leipzig, Klinkhardt geh. 1,40 L 
2194. Von Pol zu Pol. Neue Folge: Rom Sven Hedin Leipzig, Brockhaus 4,50 S v. 12 
Nordpol zum Aquator. 
} 
2195. Von Pol zu Pol. Letzte Folge: Durch Sven Hedin Leipzig, Brockhaus 4,50 Se 
Amerika zum Südpol. 
2196. Babuna. 100 000 Kilometer im Flugzeug Martin Johnſon Leipzig, Brockhaus geh. 6,—, L 
über Afrikas Dſchungeln. geb, a Eee 
(nur geb.) 
2197 Der Ferne Oſten. Macht und Wirtſchafts⸗ Guſtav Fochler⸗Hauke Leipzig, Teubner geh. 1,40 Rt 
| kampf in Oſtaſien. 
2198. Spanien im Umbruch. Die räumlichen Johannes Stoye Leipzig, Teubner geh. 1,40 2 
und geiſtigen Grundlagen der ſpaniſchen 
Wirren. 
2199. Das Weſen der Geopolitik. Otto Maull Leipzig, Teubner geh. 1,20 N 
| 
a | 
2200. Sernjehen, das techniſche Wunder der Rudolf Goldammer Leipzig, Reclam 0,75 S v. 16 
eit. 
2201. Philipp Reis und die Vollender des Karl Ammon Berlin, Hillger 0,35 S v. 12 
Fernſprechens. | | 


Berichtigung. 


Im vorletzten Heft iſt der Preis des Buches von Hans Jantzen: „Geiſt und Schicksal der deutſchen Kunſt“ (lfd. Nr. 2144) 
nicht 2,40, ſondern broſch. 0,40 RM und geb. 0,80 RM. 


Berlin, den 12. April 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Bekanntmachung. — E III a 1080, 


Im Auftrage: Ehrlicher. 
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204. Preisausſchreiben für Schüler in den 
beiden letzten Klaſſen der Volksſchulen. 


Einem Wunſche der Deutſchen Arbeitsfront 
(Reichsbetriebsgemeinſchaft Handwerk) entſprechend 
habe ich mich damit einverſtanden erklärt, daß zur 
Weckung des Intereſſes am handwerklichen Denken 
und zur Herbeiführung einer ſtärkeren Beſchäftigung 
unſerer Jugend mit den handwerklichen Berufen 
in dieſem Jahre in den beiden letzten Klaſſen der 
Volksſchulen im Rahmen des normalen Unterrichts 
Aufſatzthemen über das Handwerk geſtellt und die 
50 beſten Arbeiten innerhalb eines Gaues durch 
Preiſe ausgezeichnet werden. 


Hierfür gelten folgende Bedingungen: 


1. Die Beteiligung iſt den Schulen und Lehrern 
freigeſtellt. 

2. Die für das 7. und 8. Schuljahr zu ſtellenden 

Aufſatzthemen lauten: 

a) Warum hat das Handwerk im narional⸗ 
ſozialiſtſchen Staat eine beſondere Be— 
deutung? 

b) Welches Handwerk gefällt dir am beſten und 
warum? 

Die Aufſätze ſind in den Monaten Mai und Juni 

1937 anzufertigen. Die drei beſten Arbeiten 

jeder Klaſſe ſind der Gaudienſtſtelle zur Ausleſe 

der Preisträger einzureichen. 

4. An Preiſen für die einzelnen Schüler find vor⸗ 
geſehen: 

a) 2000 Bücher „Das Handwerk“, 
b) weitere Sachpreiſe handwerklicher Erzeugniſſe 
im Geſamtbetrage von 1500 RM. 


Berlin, den 30. März 1937. 


„Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Frank. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland, die 
Herren Preußiſchen Regierungspräſidenten und 
den Herrn Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt 
rs 55 9 für Volks- und Mittelſchulen).— 

a . 


85 
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205. Erlaß zur Einführung der Richtlinien 
für die unteren Jahrgänge der Volksſchule. 


Die Neuordnung des höheren Schulweſens ſetzt 
voraus, daß die Arbeit in den unteren Jahrgängen 
der Volksſchule im Reiche nach einheitlichen Richt⸗ 
linien erfolgt. Da die Neuordnung eine Verkürzung 
der Unterrichtszeit der höheren Schule vorſieht, war 
gleichzeitig ſorgſam zu prüfen, welche Aufgaben 
den vier unteren Jahrgängen der Volksſchule zugeteilt 
werden können. 

Ich ordne daher ſchon jetzt, d. h. vor Herausgabe 
neuer Richtlinien für die geſamte Volksſchule, an, 
daß dem Unterricht in den unteren vier Jahrgängen 
der Volksſchule von Oſtern 1937 an im Reiche ein⸗ 


heitlich die anliegenden Richtlinien zugrunde zu 
legen ſind. 

Die Sonderveröffentlichung dieſer Richtlinien 
iſt, wie ich ausdrücklich bemerke, nicht ſo aufzufaſſen, 
als ob die unteren vier Jahrgänge der Volksſchule 
einen im Verhältnis zu den oberen Jahrgängen 
andersartigen Charakter trügen. Die Volksſchule 
ſtellt vielmehr in allen ihren Jahrgängen eine 
geſchloſſene Einheit dar. Die anliegenden Richt⸗ 
linien werden daher ſpäter in die Richtlinien für 
die geſamte Volksſchule eingegliedert werden. Es 
iſt in ihnen auch davon Abſtand genommen worden, 
ein allgemeines Unterrichts- und Erziehungsziel für 
die vier unteren Jahrgänge der Volksſchule beſonders 
aufzuſtellen. Dieſes wird in den Richtlinien für das 
geſamte Volksſchulweſen gegeben werden. 


Um aber eine etwa noch vorhandene Unſicherheit 
zu beſeitigen, erkläre ich ſchon jetzt: 

1. Die Volksſchule hat mit den anderen Schularten 
und neben den Gliederungen der Partei, dem 
Arbeitsdienſt und dem Heer die hohe Aufgabe, 
die deutſche Jugend zur Volksgemeinſchaft und 
zum vollen Einſatz für Führer und Nation zu 
erziehen. 

2. Die Volksſchule wird ſich dabei der Bedeutung 
ihres Unterrichtszieles bewußt bleiben, die deutſche 
Jugend durch Vermittlung der grundlegenden 
Kenntniſſe und Fertigkeiten zur Teilnahme am 
Arbeits⸗ und Kulturleben unſeres Volkes zu 
befähigen. 

Die Herausgabe neuer Richtlinien für den 
Religionsunterricht bleibt vorbehalten. 

Ich beauftrage die nachgeordneten Behörden, die 
Durchführung der anliegenden Richtlinien un⸗ 
verzüglich in Angriff zu nehmen. Aufgabe der Schul⸗ 
leiter wird es fein, die Lehr⸗ und Stoffverteilungs⸗ 
pläne nach den Richtlinien aufzuſtellen. Die Kreis⸗ 
ſchulräte (Schulämter) haben darauf zu halten, daß 
bei voller Wahrung der durch die örtlichen Ber- 
hältniſſe gegebenen Eigenart der Arbeit der einzelnen 
Schulen die notwendige Einheitlichkeit gewahrt 
wird. Hierüber haben die den Kreisſchulräten 
(Schulämtern) vorgeſetzten Schulaufſichtsbehörden 
zu wachen. Die dazu erforderlichen Maßnahmen 
ſtelle ich ihrem Ermeſſen anheim. 

Ich behalte mir vor, zu gegebener Zeit über den 
Stand der Angelegenheit berichten zu laſſen. 


Berlin, den 10. April 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Ru ſt. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder (außer 
Preußen) und den Herrn Reichskommiſſar für das 
Saarland in Saarbrücken. — Für Preußen: An 
die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn 
Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt Berlin 
(Abteilung II). — Abdruck zur Kenntnis an die 
Herren Oberpräſidenten (Abteilung für höheres 
Schulweſen). — E II a 485. 
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Anlage. 


Richtlinien für den Alnterricht in den vier unteren Jahrgängen 
der Volksſchulen. 


1. Allgemeines. 


Die Erziehung des Kindes in den vier unteren 
Jahrgängen der Volksſchule wird durch das Leben 
in der Heimat beſtimmt. Im Mittelpunkt des 
erziehlichen Unterrichts ſteht daher die Heimatkunde. 
Mit ihr bildet der Deutſchunterricht im Sinne der 
nationalſozialiſtiſchen Erziehung ein Ganzes. Auch 
alle anderen Fächer haben nach Möglichkeit dieſem 
Ganzen zu dienen. Dabei iſt jedoch die Eigen⸗ 
geſetzlichkeit der Fächer zu wahren. Dieſe Eigen⸗ 
geſetzlichkeit beginnt da, wo eine geſamtunterrichtliche 
Zuſammenfaſſung zu einem ſachlich nicht begründeten 
Zwange und damit zu einer Minderung der Schüler⸗ 
leiſtung führen würde. 

In Verbindung mit ihren erziehlichen Aufgaben 
hat die Schularbeit in jedem Unterricht dauernd 
für die Erreichung des nötigen Wiſſens und Könnens 
zu ſorgen. Alle vermittelten Kenntniſſe und Fertig⸗ 
keiten, insbeſondere die Fertigkeiten des Leſens, 
Schreibens und Rechnens, ſind durch dauernde 
Übung ſicherzuſtellen. 

Die nachfolgende Stundentafel, in der die Zahl 
der Religionsſtunden noch fehlt, gilt für die vier 
unteren Jahrgänge der Volksſchulen, in denen jeder 
Jahrgang eine eigene Klaſſe bildet. In Schulen 
mit geringerer Klaſſenzahl iſt entſprechend zu ver⸗ 
fahren. Die eingeklammerten Zahlen gelten für 
Mädchen. 


5 
Schuljahr 
„!!!. .. N N nm, 
ee | } 2 
11 12 
Deutſche Sprache | 11 
r 4 44 
Leibesübungen 18 392 3 20 4 (3) 
Muff! 1 2 
Zeichnen und Werken at | 2 
. ) (8) 3) 
Nadelar beit 1 J j 
| 18 19 23 23 


II. Heimatkunde. 


Im Heimatkundeunterricht ſollen die Kinder die 
Heimat kennen, erleben und lieben und ſich als in 
ihr verwurzelte Glieder des deutſchen Volkes fühlen 
lernen. Der geſamte Unterricht der Volksſchule 
dient der Heimatkunde im weiteren Sinne. Um ſo 
wichtiger iſt es, daß der beſondere Unterricht in der 


Heimatkunde in den vier unteren Jahrgängen der 
Volksſchule nicht nur Kenntniſſe vermittelt, ſondern 
auch den feſten Grund legt für den Stolz auf Heimat, 
Sippe, Stamm, Volk und Führer. 

Der heimatkundliche Anſchauungsunterricht des 
1. und 2. Schuljahres nimmt ſeine Stoffe aus der 
nächſten Lebenswelt des Kindes. Er klärt, ordnet 
und erweitert den Vorſtellungsſchatz der Kinder 
und macht ihn bewußt erziehlich fruchtbar. 

Vom 3. Schuljahr an lernen die Kinder plan⸗ 
mäßig ihre Heimat kennen. Weiter werden die 
volkskundlichen, geſchichtlichen, erdkundlichen und 
naturkundlichen Grundlagen vermittelt. 

Ausgehend von der Familie ſieht das Kind die 
Menſchen bei Arbeit und Feier, in Lebenshaltung, 
Sitte, Brauchtum, Sprache und Liedern, Märchen, 
Sagen und Legenden. Neben heimatgeſchichtlichen 
Erzählungen fügen ſich geſchichtliche Einzelbilder, 
ſoweit ſie dem Verſtändnis dieſer Altersſtufe zu⸗ 
gänglich gemacht werden können, in dieſen Unterricht 
ein. Der heldiſche Gedanke iſt in den Vordergrund 
zu ſtellen. Helden der Heimat, des Weltkrieges und 
der Bewegung, der ſtille Held des Alltags, der Held 
der Sage ſollen das Kind begeiſtern. 

Aus der Betrachtung, dem unmittelbaren An⸗ 
ſchauen, Beobachten der wichtigſten heimatlichen 
Geſteins⸗ und Bodenarten, der Gewäſſer, der 
Geländeformen, der Siedlung und ihrer Bauart 
werden lebendige Vorſtellungen geographiſcher 
Grundtypen gewonnen. Erleben und Beobachten 
des Wetters fügen ſich ein (volkstümliche Wetter⸗ 
regeln). Ein Verſtändnis für den in der heimatlichen 
Landſchaft werktätigen Menſchen wird angebahnt. 
Der tägliche und jährliche ſcheinbare Sonnenlauf, 
der Mondwechſel und die einfachſten Vorgänge 
am geſtirnten Himmel werden beobachtet. Meſſen, 
Schätzen und Vergleichen von Entfernungen, 
Flächen und Raumgrößen ſind zu üben. Es ſind 
einfache Reliefs unter ausgiebiger Betätigung in 
Sandformen und Pläne des Ortes und ſeiner 
näheren Umgebung zu fertigen. Die Grundlagen 
für Kartenverſtändnis und Kartenleſen ſind zu ver⸗ 
mitteln. Insbeſondere ſollen die Kinder Ausſchnitte 
des Meßtiſchblattes der Heimat leſen lernen. Heimat⸗ 
provinz und Heimatgau müſſen am Schluß des 
4. Schuljahres behandelt ſein. 

Die Kinder ſollen auch die häufig vorkommenden 
und wichtigſten Pflanzen und Tiere der Heimat 
kennenlernen und beobachten. Die Beſchäftigung 
mit der Natur ſoll die Kinder zu ernſter Natur⸗ 
betrachtung, zur Ehrfurcht vor dem Schöpfer und 
Freude am Leben der Natur führen. Der Unterricht 
hat Natur- und Heimatliebe, Verſtändnis für Natur⸗ 
und Heimatſchutz und für natürliche Geſund erhaltung 
des Körpers zu wecken. 

Bei aller verſtandesmäßigen Betrachtung ſoll 
der Erzieher ſtets die Aufgabe vor Augen haben, 


, ? Bücherei 
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das Gefühl für die Schönheit und Eigenart der 
Heimat und die Erhabenheit des geſtirnten Himmels 
über ihr zu wecken und zu pflegen. 

Die methodiſch notwendige Eingliederung der 
Heimat in einzelne Betrachtungsgegenſtände darf 
nicht zur Zerſplitterung führen. Vornehmſtes Ziel 
des Unterrichts muß die Heimat als Ganzes bleiben. 


III. Die deutſche Sprache. 


Schon die Kinder der erſten vier Jahrgänge 
der Volksſchule ſollen die Mutterſprache und die 
mutterſprachliche Dichtung als lebendigen Ausdruck 
ihres völkiſchen Weſens erleben. Der Unterricht in 
der deutſchen Sprache gliedert ſich daher in die 
Einführung in das der Altersſtufe der Kinder zu- 
gängliche volkstümliche Schrifttum und in die plan⸗ 
mäßige Pflege des ſprachlichen Ausdrucks. 


1. Für die Auswahl des Schrifttums ſind bei 
Vorausſetzung des künſtleriſchen Wertes echte 
Kindertümlichkeit und in der Heimat verwurzelte 
Volkstümlichkeit entſcheidend. Dieſelben Anforde- 
rungen ſind an das im Schrifttum auftretende, der 
Veranſchaulichung und der Erziehung zum Schönen 
dienende Bildwerk zu ſtellen. 

Im Mittelpunkt des Unterrichts ſteht das Leſe⸗ 
buch. Jedoch iſt dem Drange der Kinder nach ſelb⸗ 
ſtändigem Leſen, das zum Leſen der Ganzſchrift 
führt, entgegenzukommen und in den beiden oberen 
Jahrgängen die Benutzung einer ſorgfältig auf⸗ 
gebauten Klaſſenbücherei anzubahnen. 


2. Die wichtigſte Aufgabe des Deutſchunterrichts 
in den vier unteren Jahrgängen der Volksſchulen 
iſt, Sicherheit im Leſen und Schreiben zu erzielen. 

Am Ende des 1. Schuljahres müſſen die Kinder 
leichte Stücke zuſammenhängend leſen können. Am 
Ende des 4. Schuljahres ſollen die Kinder die Leſe⸗ 
ſtoffe fließend und ſinngemäß leſen und den Inhalt 
richtig auffaſſen und frei wiedergeben können. 
Dabei iſt eine ſorgfältige und planmäßige Sprach⸗ 
erziehung zu treiben mit dem Ziele eines laut⸗ 
richtigen, natürlichen, friſchen und ſinnvollen 
Sprechens und Leſens. In jedem Schuljahr iſt eine 
größere Anzahl von Gedichten auswendig zu lernen 
und in den natürlichen und lebendigen Zuſammen⸗ 
hang des Schul- und Volkslebens, beſonders im 
Ablauf der Jahreszeiten und bei der völkiſchen 
Feſt⸗ und Feiergeſtaltung, hineinzuſtellen. 

Die deutſche Schrift iſt als Teil deutſcher Volks⸗ 
kultur zu pflegen. Die lateiniſche Schrift wird im 
3. Schuljahr eingeführt. Am Ende des 4. Schul⸗ 
jahres müſſen die Kinder im Schreiben der deutſchen 
und lateiniſchen Schrift ſicher und gewandt ſein. 
Auf deutliche und natürliche Schrift und auf gute 
Flächenverteilung iſt Wert zu legen. 

Zur Erzielung einer guten Rechtſchreibung ſind 
vor allem Ausſprache, Überlegung und Übung zu 
pflegen. Das Übungsdiktat ſetzt mit dem Erlernen 
der Schreibſchrift ein. Der Gebrauch eines Schul⸗ 
wörterbuchs iſt frühzeitig vorzubereiten. 

Ein planmäßiger Sprachlehreunterricht iſt not⸗ 
wendig. Er iſt vor allem auch in den Dienſt des 
richtigen Sprechens und Schreibens zu ſtellen. 
Folgende Gebiete der Sprachlehre ſind zu behandeln: 
Wortarten und Wortklaſſen; Beugung des Haupt⸗ 


wortes, Eigenſchaftswortes und Zeitwortes; 
Beugung des perſönlichen und beſitzanzeigenden 
Fürworts; Steigerung des Eigenſchaftswortes; 
Gebrauch der richtigen Fallformen nach häufig vor⸗ 
kommenden Verhältniswörtern; das Umſtands⸗ 
wort; Unterſcheidung ſtarker und ſchwacher Formen; 
der einfache Satz, ſeine Hauptglieder und ſeine 
Erweiterung; Satzzeichen. Ein erſtes Verſtändnis 
der Wortbildung und Wortbedeutung, des Wandels 
und Lebens der Sprache iſt zu vermitteln. 

Alle Übungen im ſchriftlichen Ausdruck ſind 
Geſtaltungsübungen und ſollen zu einfacher, klarer 
und lebendiger Darſtellung erziehen. Sie werden 
in der Form von Aufſchreibübungen, Niederſchriften 
und eigentlichen Aufſätzen gepflegt. Vom 3. Schul⸗ 
jahre an ſollen im Jahr mindeſtens zwölf Aufſätze 
in ein beſonderes Heft geſchrieben werden. 


IV. Rechnen. 


Der Rechenunterricht ſoll ein klares Verſtändnis 
für Zahlengrößen und ihren Aufbau wecken, zur 
zahlenmäßigen Erkenntnis und Durchdringung der 
Umwelt anleiten und die für das Leben notwendigen 
Fertigkeiten und Kenntniſſe ſicherſtellen. 

Die Zahlen und ihre Geſetzlichkeiten, die Zahlen⸗ 
reihe und ihre Gliederung ſind ſorgfältig zu er⸗ 
arbeiten. Dem Kopfrechnen iſt beſondere Bedeutung 
beizulegen. Neben dem mündlichen und ſchriftlichen 
Rechnen iſt auch das halbſchriftliche Rechnen zu 
pflegen. Das Sachrechnen ſoll ſowohl der rech— 
neriſchen Durchdringung der Sachgebiete als auch 
der Übung der Rechenfertigkeit dienen. Die Raum⸗ 
auffaſſung iſt frühzeitig im Sach⸗ und Rechen- 
unterricht der Unterſtufe zu ſchulen. 

Im Rechenunterricht des 1. Schuljahres ſind 
die leichteren Fälle innerhalb der Zahlenreihe 1100 
zu erarbeiten. 

Der Stoff des 2. Schuljahres umfaßt das 
Rechnen im Zahlenraum bis 100 mit den drei 
Grundrechnungsarten Zuzählen, Abziehen und Mal⸗ 
nehmen und dazu die leichteren Aufgaben des 
Teilens und Enthaltenſeins. 

Stoff des 3. Schuljahres iſt das Rechnen im 
Zahlenraum von 1 bis 1000 in allen Grundrechnungs⸗ 
arten; Sicherheit im kleinen Einmaleins mit allen 
Umkehrungen; die gebräuchlichen Reihen des großen 
Einmaleins; ſchriftliches Zuzählen und Abziehen; 
Rechnen leichterer Rechenaufgaben, bei denen die 
Zahlen in dezimaler Schreibform gegeben ſind 
(Dezimale bis zwei Stellen). 

Stoff des 4. Schuljahres iſt die Erweiterung 
des Zahlenraums über 1000 hinaus; ſchriftliches 
Malnehmen und Teilen und die Behandlung der 
ſchwierigeren Fälle des ſchriftlichen Zuſammen⸗ 
zählens und Abziehens; Rechnen mit zweiſortigen 
Zahlen dezimaler und nichtdezimaler Währung 
(Dezimale bis drei Stellen); ſchriftliches Rechnen 
mit zweiſortigen dezimalen Zahlen (Malnehmer 
und Teiler nur ganze Zahlen); Kenntnis der 
römiſchen Ziffern. A 

Die gebräuchlichſten Münzen, Längen-, Ge⸗ 
wichts⸗, Zeit⸗ und Zählmaße müſſen die Kinder 
am Ende des 4. Schuljahres ſicher beherrſchen. 

Das Rechnen mit gemeinen Brüchen iſt vor- 
zubereiten. 


202 Amtlicher Teil 


V. Leibesübungen. 


Die Leibeserziehung im Grundſchulalter knüpft 
an das Bewegungsleben des Kindes an, das bei 
ihm noch eine leibſeeliſche Einheit bildet. Durch 
urſprüngliche und natürliche Bewegungen ſoll die 
Freude an körperlicher Betätigung geweckt und die 
Grundlage für den organkräftigen Körper gelegt 
werden. Urſprüngliche Bewegungen werden im 
Spiel ausgelöſt. Das Spiel⸗Turnen iſt daher 
Ausgangspunkt der geſamten Leibeserziehung und 
der weſentliche Inhalt der Leibeserziehung in der 
Grundſchule. Das freie Spiel der Straße wird 
zum geordneten Mannſchaftsſpiel der Schule. 

Eine nähere Anleitung iſt im Anhang zu dieſen 
Richtlinien gegeben. 


VI. Muſikerziehung. 


Die Muſik ſoll das Leben der Kinder mit Freude 
und Frohſinn erfüllen und in ihrer ſtarken völkiſchen 
und gemeinſchaftsbildenden Kraft an vorzüglicher 
Stelle dazu mithelfen, die Kinder zu deutſchbewußten 
Menſchen zu erziehen, die ſich ihrer Heimat, ihrem 
Volke und Gott verbunden fühlen. Neben der 
Pflege der ſtimmlichen Anlagen und des Gehörs 
iſt im Kinde der Sinn für das Dynamiſche, Rhyth⸗ 
miſche und Melodiſche in der Muſik zu wecken; die 
Kinder ſollen das deutſche Lied richtig, ſchön, bewußt 
und freudig ſingen lernen. 

Alle Lieder ſind zunächſt einſtimmig zu ſingen. 
Darüber hinaus ſind der Kanon und ſpäter das 
zweiſtimmige Singen zu pflegen. Über dem mehr⸗ 
ſtimmigen Singen darf aber der ſchöne einſtimmige 
Geſang nicht vernachläſſigt werden. 

Kinder⸗ und Melodieinſtrumente können die 
muſikerzieheriſche Arbeit beleben und vertiefen. 
Vom 2. Schuljahr ab ſind die Kinder allmählich und 
zwanglos in das Verſtändnis der Notenſchrift ein⸗ 
zuführen. Am Ende des 4. Schuljahres muß die 
D-dur-Tonleiter mit den gebräuchlichen Noten⸗ 
namen bekannt ſein. 

Aus der großen Fülle deutſchen Liedgutes der 
Vergangenheit und Gegenwart (Kinderlieder, Spiel⸗ 
und Tanzlieder, Heimat⸗, Handwerker⸗, Bauern⸗ 
lieder, Marſch⸗, Fahrten⸗ und Soldatenlieder, Lieder 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung, religiöſe 
Lieder) iſt das völkiſch und muſikaliſch Wertvolle 
herauszuſuchen. Der erſte Muſikunterricht knüpft 
an die Spiele, Abzählreime und Reigen, die das 
Kind zur Schule mitbringt, an. Es folgen Kinder⸗ 
lieder, Tanz⸗ und Spiellieder aus dem Volksgut, 
wenn möglich auch mit muſiſch⸗gymnaſtiſcher und 
ſzeniſcher Geſtaltung. Im Laufe der vier unteren 
Jahrgänge muß den Kindern eine Anzahl von 
Liedern der nationalſozialiſtiſchen Bewegung, 
Heimat⸗, Marſch⸗, Fahrten⸗ und Soldatenliedern 
ſo vertraut werden, daß dieſe feſt haften und gern, 
ohne äußeren Anſtoß, geſungen werden. In jeder 
Klaſſe iſt ein feſter Beſtand von Liedern feſtzulegen. 
Heimatlieder ſind in ihrer beſonderen Faſſung, auch 
in der Mundart, zu ſingen. 


VII. Zeichnen, Werken und weibliche Handarbeit. 


Der Zeichen- und Werkunterricht muß als eine 
Einheit aufgefaßt werden. Für Mädchen iſt eine 
enge Verbindung mit der Nadelarbeit herzuſtellen. 


Dieſer Unterricht hat die Freude und den Stolz 
des Kindes am Schaffen mit der Hand zu wecken 
und zu pflegen. Das natürliche Anſchauungs⸗ 
vermögen und die ſchöpferiſche Kraft des Kindes 
ſind bei der Vermittlung der techniſchen Kenntniſſe 
ſorgſam zu ſchonen und in der Erziehung zum über⸗ 
legten Handeln und ſelbſtändigen Geſtalten aus⸗ 
zuwerten. Der Unterricht in jeder Handarbeit, der 
in beſonderem Maße der Erziehung zur Selb⸗ 
ſtändigkeit, Hilfsbereitſchaft, zum Gemeinſinn und 
zum ſozialen Denken dient, iſt auch praktiſch in den 
Dienſt der Gemeinſchaft zu ſtellen (Muttertag, 
Weihnachten, Schulfeier, Heimatfeſt, Winterhilfs⸗ 
werk). Der Sinn für Sparſamkeit, für richtiges 
volkswirtſchaftliches Verhalten ſoll geweckt, der 
Sinn für das Einfache und Saubere, für das Zweck⸗ 
volle und Schöne (Farbe und Form, Volkskunſt) 
gepflegt werden. 

Die Aufgaben des Unterrichts im Zeichnen, 
Werken und in der weiblichen Handarbeit in den 
vier unteren Jahrgängen der Volksſchule ſind aus 
dem Lebenskreis der Kinder, dem Leben der Heimat 
und dem Gegenwartsgeſchehen zu entnehmen. 

Der Unterricht im Zeichnen und Werken ſetzt 
im 3. Schuljahr ein. Er wird im 1. und 2. Schuljahr 
durch Bauen, Formen, Baſteln und malendes 
Zeichnen vorbereitet. 

Der Unterricht in den weiblichen Handarbeiten 
beginnt im 2. Schuljahr, nachdem die Kinder im 
1. Schuljahr gelernt haben, Papier und Stoffe zu 
falten und zu ſchneiden. Er führt zu den Fertigkeiten 
des Strickens, Häkelns, Nähens, vor und neben 
denen auch andere Techniken, wie Flechten, Knüpfen 
und einfaches Weben, auftreten können. Mit dem 
Unterricht verbinden ſich einfache Belehrungen über 
Stoff und Form. 


Anhang. 


Anleitung zu dem Abſchnitt „Leibesübungen“. 


Allgemeine Körperſchulung: 
a) in Form von Nachahmungsübungen (Arbeits⸗ 
und Tierbewegungen); 


p) in Formen des Kriechens, Gehens, Federns, 
Hüpfens, Springens, Laufens unter beſonderer 
Berückſichtigung der Fußarbeit; 

c) in Spielformen mit dem Partner. 


Laufſchule des Grundſchulkindes im Laufſpiel: 
Schnellauf: 60 m. 
Pendelſtaffel in Spielformen, Dreiballauf. 
Dauerlauf: 5 Minuten. 


Sprungſchule: 

Allgemeine Sprungerfahrung ſammeln (wir 
hüpfen im Schwingſeil, arbeiten mit dem 
Sprungſeil, ſpringen in die Weite und Höhe 
über Hinderniſſe aller Art). 

Weitſprung: in freier Art. 

Hochſprung: Hockſprung. 
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Wurfſchu le des Grundſchulkindes im Wurfſpiel: 
Schlagballweitwerfen. 


Einfachſte Formen des Antretens in Kreis, 
Linie und Reihe, des Abzählens, der Wendungen 
und des Marſchierens in Reihe und Kolonne, die 
zur ordnungsmäßigen Durchführung des Turn⸗ 
unterrichtes und zur Führung der Klaſſe auf der 
Straße und auf Wanderungen erforderlich ſind. 


Wat fiele 

1. Spiele des reinen Laufens: 

Einfache Wettlaufarten in der Geraden und 
Kreisbahn. 

Komm mit. Lauf weg. 

Nummernwettlauf. 

Zweck- und Haſcheſpiele. 

2. Spiele, in denen ein ſtärkeres geiſtiges Moment 
(Spielüberſicht, Einſtellung auf den Gegner) 
und eine ſtärkere Beteiligung der geſamten 
Geſpielſchaft in Erſcheinung tritt: 

Katze und Maus. 
Irrgarten. 
Den Dritten abſchlagen. 

3. Spiele mit Entwicklung vom Einzelſpiel zum 
Mannſchaftsſpiel: 

Urbär. 
Schwarzer Mann. 
Tag und Nacht. 


Wurfſpiele: 

Wurf⸗ und Fangſpiele (Ballſchule), ausgeſtaltet 
in Richtung 

Wurf⸗ und Fangſicherheit: 
Wanderball in Gaſſe und Kreis, Neckball, 
Wettwanderball, Balljagd im Kreis, Tigerball. 

Treffſicherheit: 
Zielball, Rollball, Stehball. 

Wurfweite: 
Einfacher Treibeball. 


Par teiſp ele: 
Grenzball. 
Völkerball. 
Raufball. 


Koboldſchießen (einfache Rolle, auch ein⸗ 
gebaut in kleine Spiele). 


Zieh⸗ und Schiebekampfſpiele: 


Ziehen mit Erfaſſen einer Hand. 

Ziehen und Schieben aus dem Kreis und von 
der Matte. 

Henne und Habicht (Ziehſpiel). 


Spiel am Gerät: 
Hindernisturnen am niedrigen und mittelhohen 
Gerät. 
Kriechen, Gehen, Laufen: 
auf dem ſchmalen Steg ober der breiten 
Brücke (Schwebeſtangen, Langbank), 
auf der ſchiefen Ebene (Langbänke auf 
Sproſſenwand), 
auf dem mittelhohen Steg. 
Steigen: 
über niedrige Mauern (Schwebeſtangen), 
über breite Mauern (niedrige Käſten), 
über quer⸗ und längsgeſtellte Käſten, 
über den Zaun (hüfthohe Reckſtangen), 
Einſteigen in Käſten und Wiederausſteigen, 
Treppenſteigen, Steigen an Sproſſenwand 
und Leiter, 
Klettern: 
an allen Geräten (niedrigen und mittelhohen), 
an Stangen, 
Springen: 
Hüpf⸗ und Federungsübungen, Auf⸗ und 
Abſpringen 
am kleinen Springkaſten oder 
an Schwebeſtangen, Langbänken. 


Sprünge über kleine Hinder ni 
als Frei⸗ und Stützſprünge: 


Sprünge über Springſeile und Stäbe, die von 
Helfern in Hüfthöhe gehalten werden. 

Sprünge in die Weite und Höhe. 

Grabenſprünge von Matte zu Matte. 

Fenſterſprünge. 

Hockwende über niedrige Käſten, über die 
waagerecht oder ſchräg geſtellten Langbänke. 

Laufſprünge mit Hilfe des kleinen Kaſtens auf 
den mittelhohen Kaſten, Weiterlaufen und 
Niederſprung, der beſonders geſchult wird. 


Spieleriſches Baden und Gewöhnungs— 
übungen im Waſſer. 


Wandernt in den erſten Jahren 2—4 Stunden, 
ſpäter Halbtagswanderungen. 

Winterliche Leibesübungen: 

Schneeballſchlachten. 

Rodeln. 

Skilauf bei günſtigen landſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen. 

Leiſtungs anforderungen am Ende 
des 4 Grundſchuljahres zur Be⸗ 
urteilung des Verhaltens: 

1. Schnellauf: 60 m (ohne Zeitmeſſung). 
2. Hindernislauf über drei Hinderniſſe (knie, 
hüft⸗ und bruſthoch). 

Klettern: 3 m. 

Dauerlauf: 5 Minuten. 

. Parteiſpiel. 


Bw 
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206. Einführung des Anterrichtsfilms in den 
allgemeinbildenden Schulen. 


Die durch meinen Erlaß vom 26. Juni 1934 
— RK 5020 U II — (Zentrbl. f. d. geſ. Unterr.- 
Verw. S. 195) angeordnete Einführung des Unter⸗ 
richtsfilms in den allgemeinbildenden Schulen ſetzt 
voraus, daß möglichſt alle Lehrer mit der Hand⸗ 
habung des Schmalfilmgerätes vertraut ſind und 
einen Überblick über die unterrichtspraktiſche Ver⸗ 
wendbarkeit des Unterrichtsfilms und des Licht⸗ 
bildes gewonnen haben. 

Durch meinen Erlaß vom 25. Februar 1936 
— B 22 WI IL — (RMinAmtsbldotſch Wiſſ. 
S. 143) habe ich angeordnet, daß der Lehrer⸗ 
nachwuchs in der Benutzung von Schmalfilm und 
Lichtbild unterwieſen wird. Damit werden auch 
die zukünftigen Lehrer der höheren Schulen während 
der beiden Semeſter, die ſie an den Hochſchulen für 
9 ſtudieren, am Schmalfilmgerät aus⸗ 

ebildet. 

5 Für die Übergangszeit erſcheint es jedoch not⸗ 
wendig, auch die Studienreferendare möglichſt zu 
Beginn ihrer praktiſchen Ausbildungszeit in die 
Technik und Methodik des Unterrichtsfilms ein⸗ 
zuführen. Hierzu ordne ich an: 

Die Ausbildung der Studienreferendare in der 
Handhabung des Lichtbild⸗ und Schmalfilmgerätes 
erfolgt nach Möglichkeit zu Beginn der praktiſchen 
Ausbildungszeit. Der Studienreferendar iſt von 
dem Leiter des Anſtaltsſeminars oder des Bezirks⸗ 
ſeminars, dem er zur Ausbildung zugewieſen wurde, 
zu veranlaſſen, an einem kurzen praktiſchen Aus⸗ 
bildungslehrgang der Kreis- (Stadt⸗, Bezirks⸗) oder 
Landesbildſtellen teilzunehmen. Über die erfolgte 
Teilnahme iſt eine Beſcheinigung auszuſtellen. 

In Orten mit einer größeren Zahl von Studien⸗ 
referendaren werden die Leiter der Anſtalts⸗ bzw. 
der Bezirksſeminare zweckmäßigerweiſe eine ge⸗ 
meinſame Vereinbarung mit dem Leiter der zu⸗ 
ſtändigen Bildſtelle über die Durchführung eines 
Ausbildungslehrganges treffen. 

Für die Einführung in die Methodik des Unter⸗ 
richtsfilms und für die pädagogiſche Auswertung 
von Film und Bild gelten die Anordnungen meines 
Erlaſſes vom 25. Februar 1936 ſinngemäß. Damit 
ergibt ſich auch die Notwendigkeit, daß der Studien⸗ 
referendar in der pädagogiſchen Prüfung über die 
unterrichtliche Verwertung von Film und Bild 
Auskunft geben muß. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. abgedruckt. 


Berlin, den 24. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Ehrlicher. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen), den Herrn Stadtpräſidenten 
der Reichshauptſtadt (Abteilung für höheres 
Schulweſen) in Berlin, den Herrn Reichskommiſſar 
für das Saarland in Saarbrücken und die 
Unterrichtsverwaltungen der Länder (außer 
Preußen). — E III c 694 V. 


(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 204.) 


207. Lehrbücher für fremde Sprachen zum 
Anterricht an den höheren Lehranſtalten für 
die Abergangszeit. 


Für den Fall, daß für die Oſtern 1937 gemäß 
meinem Erlaß vom 20. März 1937 — H III a 
750/37 (a) — (RMin Amtsbltſch Wiſſ. S. 155) ein⸗ 
tretende Unterrichtsfolge in den fremden Sprachen 
den höheren Schulen Lehrbücher in genügender 
Zahl nicht zur Verfügung ſtehen, ſoll für die Über⸗ 
gangszeit bis zur Einführung neuer Lehrbücher in 
folgender Weiſe verfahren werden. 


1. Latein an Schulen der Hauptform. 


Diejenigen Schulen, in denen von Oſtern 1937 
ab Latein als zweite Fremdſprache gelehrt wird, 
benutzen die für Latein als zweite Fremdſprache 
eingeführten Lehrbücher oder, wenn dieſe nicht 
ausreichen, die Serta- und Quintateile genehmigter 
Unterrichtswerke, falls dieſe Bücher den neuen An⸗ 
forderungen einigermaßen entſprechen. Hinüberſetzt 
werden aus dieſen Büchern nur einzelne Formen 
und Fügungen, kleine Sätze oder Satzteile mit 
Beſchränkung auf jeweils geübte Einzelerſcheinungen. 
Die Genehmigungen dieſer Bücher bleiben auch 
für die Übergangszeit auf das Gebiet beſchränkt, 
für das ſie ausgeſprochen waren. 

Dies gilt jedoch nicht für Aufbauſchulen. An 
dieſen ſind vielmehr Bücher einzuführen, die der 
Altersſtufe entſprechen. 


2. Engliſch an Aufbauſchulen. 


Wenn die für die Aufbauſchulen genehmigten 
Lehrbücher nicht in genügender Zahl vorhanden 
ſind, beſtehen keine Bedenken, die bisher für Engliſch 
als zweite Fremdſprache an grundſtändigen Schulen 
genehmigten Lehrbücher zu benutzen. 


3. 


Wenn die Beſchaffung des für eine Schule 
genehmigten Lehrbuches nicht für alle Klaſſen der 
gleichen Schule möglich iſt, dürfen während der 
Übergangszeit in verſchiedenen Klaſſen der gleichen 
Schule verſchiedene Lehrbücher benutzt werden. 
Doch dürfen in den einzelnen Klaſſen nicht ver⸗ 
ſchiedene Lehrbücher nebeneinander in Gebrauch 
ſein. 


Berlin, den 3. April 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Bojunga. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, die 
Herren Oberpräſidenten (Abteilung für höheres 
Schulweſen), den Herrn Stadtpräſidenten der 
Reichshauptſtadt Berlin und den Herrn Reichs⸗ 
kommiſſar für das Saarland. — E III a 960. 


(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 204.) 
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208. Zurückziehung der Genehmigung der 
Zulaſſung von Lehrbüchern. 


Die Genehmigung der Zulaſſung der Lehrbücher 
„Marx⸗Tenter⸗Richter, Hilfsbuch für den evan⸗ 
geliſchen Religionsunterricht an höheren Lehr⸗ 
anſtalten, Teil II (Mittelſtufe): Quarta bis Unter- 
ſekunda, und Teil III (Oberſtufe): Oberſekunda bis 
Oberprima“ zum Unterrichtsgebrauch an den 
höheren Schulen wird mit ſofortiger Wirkung zurück⸗ 
gezogen. Die Bücher dürfen im Unterricht an den 
höheren Schulen nicht mehr gebraucht werden. 


Dieſer Erlaß wird nur im Min Amtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 5. April 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Ehrlicher. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen) und den Herrn Stadt⸗ 
präſidenten der Reichshauptſtadt Berlin (Ab⸗ 
teilung für höheres Schulweſen). — Abſchrift zur 
Kenntnis an die Unterrichtsverwaltungen der 
Länder und den Herrn Reichskommiſſar für das 
Saarland. — E III a 757. 


(RMinAmtsbl OtſchWiſſ. 1937 S. 205.) 


209. Fachſchulkrankenverſorgung. 


Im Anſchluß an meinen Erlaß vom 20. De⸗ 
zember 1935 — E IV 13784 WII, Z II — ordne 
ich folgendes an: 


1. Die Fachſchulkrankenverſorgung hat alle 
Studierenden an den in das Reichsfachſchulſchafts⸗ 
verzeichnis eingetragenen Fachſchulen zu erfaſſen. 

2. Zur Vermeidung einer Doppelverſicherung 
bleiben die nachweislich bereits anderweitig 
— durch Selbſt⸗, Familienverſicherung u. dgl. — 
für den Krankheitsfall verſicherten Studierenden 
von der Pflicht, der Fachſchulkrankenverſorgung 
anzugehören, befreit. 

3. Die Fachſchulkrankenverſorgung wird auch 
auf die Ferien ausgedehnt, ſo daß der Studierende 
während der geſamten Zeit des Fachſchulbeſuches 
ununterbrochen gegen Krankheit verſichert iſt. 


4. Die Semeſterprämie für das Unterrichts⸗ 
halbjahr einſchließlich der anſchließenden Ferien 
beträgt 8 RM. 


Berlin, den 2. April 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Bojunga. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland, die 


Herren Preußiſchen Regierungspräſidenten, den 
Herrn Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt 
Berlin (Abteilung für Berufs⸗ und Fachſchul⸗ 
weſen) ſowie die Preußiſchen Oberbergämter. — 
E IV 2314 II W J. 


(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 205.) 


b) Für Preußen 


210. Anſtellung militärpflichtiger Schulamts⸗ 
bewerber. 


Auf den Bericht vom 31. Oktober 1936 — Ul/c—. 


Schulamtsbewerber, die Geburtenjahrgängen an⸗ 
gehören, die noch zum aktiven zweijährigen Militär⸗ 
dienſt herangezogen werden, dürfen weder einſt⸗ 
weilig noch endgültig angeſtellt werden. 


Gegen die endgültige oder einſtweilige An⸗ 
ſtellung von Schulamtsbewerbern, die nach den 
Beſtimmungen der Wehrmacht infolge ihres Lebens⸗ 
alters nur noch für kurze militäriſche Ausbildungen 
in Frage kommen, beſtehen keine Bedenken. Nach 
§ 21 der Verordnung über die Fürſorge für Soldaten 
und Arbeitsmänner vom 30. September 1936 
(RG Bl. I S. 865 ff.) fallen kurze militäriſche Aus⸗ 
bildungen unter die Vorſchriften der Verordnung 
über die Einberufung zu Übungen der Wehrmacht 
vom 25. November 1935 (RGBl. I S. 1358). 


Berlin, den 8. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Frank. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. — 
E II b 412/36. 


(RMinAmtsblDtſchWiſſ. 1937 S. 205.) 


211. Erfüllung der geſetzlichen Schulpflicht. 


Nach § 1 Satz 2 des Geſetzes über die Schul⸗ 
pflicht in Preußen vom 15. Dezember 1927 (GS. 
S. 207) iſt die Schulpflicht durch den Beſuch einer 
deutſchen Volksſchule zu erfüllen. Zum Beſuch 
einer ausländiſchen Schule bedürfen ſchulpflichtige 
Kinder nach § 4 Ziff. 1 des bezeichneten Geſetzes 
der Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde. Unter 
Bezugnahme auf den ſchon vor Inkrafttreten dieſer 
Vorſchrift ergangenen, weiter gültig gebliebenen 
Erlaß vom 16. April 1912 — U III D 1062 — (vgl. 
Frank, Schulpflicht, Weidmannſche Taſchen⸗ 
ausgaben Heft 57 S. 12) ordne ich hiermit an, daß 
die Genehmigung zum Beſuch ausländiſcher Schulen 
ſchulpflichtigen Kindern, die ihren Wohnſitz im In⸗ 
lande haben, fortan grundſätzlich zu verſagen iſt. 
Fälle, in denen beſondere Gründe ausnahmsweiſe 
eine Abweichung von dieſer Anordnung erforderlich 
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erſcheinen laſſen, ſind mir zur Entſcheidung vor⸗ 
zulegen. 


Berlin, den 25. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


In Vertretung des Staatsſekretärs: 
Bojunga. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn 
Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt Berlin 
(Abteilung für Volks⸗ und Mittelſchulen). — 
E II e 338 E III f (b). 


(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 205.) 


212. Berufsſchulbeiträge. 


Nach der reichsrechtlichen Regelung der Gewerbe⸗ 
ſteuer durch das am 1. April 1937 in Kraft tretende 
Gewerbeſteuergeſetz vom 1. Dezember 1936 (RG Bl. 1 
S. 979) können die Berufsſchulbeiträge von den 
Gewerbetreibenden nicht mehr gemäß § 16 Abſ. 4 a 
des Gewerbe- und Handelslehrerbeſoldungsgeſetzes 
(GBG.) vom 16. April 1928 (GS. S. 89) in der 
Faſſung der Verordnung vom 12. September 1931 
(GS. S. 179) in Form von Zuſchlägen zu den Grund⸗ 
beträgen — künftig Steuermeßbeträgen — der 
Gewerbeſteuer erhoben werden. Die Erhebung der 
Berufsſchulbeiträge kann dagegen, wie in der Erſten 
Ausführungsanweiſung vom 23. Dezember 1936 
(RMBli V. S. 1695) zum Einführungsgeſetz zu den 
Realſteuergeſetzen vom 1. Dezember 1936 (RGBl. I 
S. 961) hervorgehoben wird, künftig nach $ 3 dieſes 
Geſetzes im Wege der Mehrbelaſtung durch Feſt⸗ 
ſetzung erhöhter Hebeſätze für die Gewerbeſteuer 
erfolgen. Die Feſtſetzung der Mehrbelaſtung bedarf 
der Genehmigung der oberen Gemeindeaufſichts⸗ 
behörde, wobei die Beſtimmungen des § 2 des vor⸗ 
bezeichneten Einführungsgeſetzes zu beachten find. 

Die Beſtimmungen im § 16 Abſ. 4b GBG. 
(Berufsſchulbeiträge der Nichtgewerbetreibenden) 
bleiben von der Neuregelung unberührt. Ebenſo 
können die Gemeinden (Gemeindeverbände) auch in 
Zukunft von der Möglichkeit des $ 16 Abſ. 6 GBG. 
Gebrauch machen und eine andere Form für die 
Erhebung von Schulbeiträgen (Kopfbeiträge) be⸗ 
ſtimmen. 

Ich erſuche um beſchleunigte weitere Ver⸗ 
anlaſſung. 


Berlin, den 22. März 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Bojunga. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn 


Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt Berlin. — 
E IV 1782 II. 


(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 206.) 


Volksbildung 


a) Für das Reid 


213. Staatliche Prüfung für Organiſten und 
Chordirigenten an der Staatlichen Hochſchule 
für Mufik in Köln. 

Die nächſte ſtaatliche Prüfung für Organiſten 
und Chordirigenten an der Staatlichen Hochſchule 
für Muſik in Köln, Wolfsſtraße 3/5, iſt auf den 
23. Juni 1937 feſtgeſetzt worden. 

Meldungen zu dieſer Prüfung ſind bis zum 
31. Mai an die Verwaltung der Staatlichen Hoch⸗ 
ſchule für Muſik in Köln zu richten. 

Berlin, den 24. März 1937. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: von Staa. 
Bekanntmachung. — Va 693. 
(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 206.) 


b) Für Preußen 


Körperliche Erziehung 
ene eee chu 


a) Für das Reich 


214. Broſchüre „Erzieher und Jugend im 
Brandſchutz der Heimat“. 

Im Verlag Otto Stollberg in Berlin WI ift 
die vom Deutſchen Zentralinſtitut für Erziehung 
und Unterricht herausgegebene Broſchüre „Erzieher 
und Jugend im Brandſchutz der Heimat“ (Band J) 
zum Preis von 1,75 RM erſchienen. 

Sie gibt eine der Jugend verſtändliche Ein⸗ 
führung in das Geſamtgebiet der Brandſchutz⸗ 
ausbildung. Ich mache hiermit empfehlend darauf 
aufmerkſam. 

Berlin, den 18. März 1937. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Krümmel. 


Bekanntmachung. — K Ib 8750/22. 1. 37 E II. 
(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 206.) 


b) Für Preußen 
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Landjahr 
a) Für das Reich 


b) Für Preußen 


215. Dienſtverträge und Dienſtbezüge der 
Landjahrerzieher und Landjahrbezirksführer 
ab 1. April 1937. 


il 


Der Runderlaß vom 31. März 1936 — L 2000/ 
140 — (RMinAmtsbltſch Wiſſ. S. 197), betreffend 
Landjahrdienſtverträge für 1936, gilt auch für das 
Rechnungsjahr 1937. In dem Vertragsmuſter treten 
folgende Anderungen ein: 

a) 83 erhält die neue Faſſung: 

„Dem Erzieher (Der Erzieherin) ſteht nach 
einer ununterbrochenen Landjahrdienſtzeit von 
ſechs Monaten ein zuſammenhängender Urlaub 
von vier Wochen unter Fortzahlung der Dienſt⸗ 
bezüge zu; er wird in der Regel nach Abſchluß 
der Landjahrlager gewährt. 

Beim Ausſcheiden aus dem Landjahrdienſt in 
der Zeit bis zum 30. Juni ſteht dem Erzieher (der 
Erzieherin) kein Urlaub, beim Ausſcheiden in der 
Zeit vom 1. Juli bis 30. September nur ein 
Urlaub von zwei Wochen zu. 

Bei einem Ausſcheiden infolge Verſchuldens 
des Erziehers (der Erzieherin) beſteht kein Urlaubs⸗ 
anſpruch.“ 

b) In 86 ift zu ſtreichen: „§ 33 (Gehaltszahlung 
im Krankheitsfalle)“. 

c) Der bisherige $ 7 iſt zu ſtreichen. Urkunden⸗ 
ſteuer iſt nicht zu entrichten, da nach dem Urkunden⸗ 
ſteuergeſetz vom 5. Mai 1936 (RG Bl. I S. 407 ff.) 
nur die Dienſtverträge mit einer Jahresvergütung 
en mehr als 3600 RM der Urkundenſteuer unter- 
iegen. 

d) Als neuer 87 iſt aufzunehmen: 

„Dem Erzieher (Der Erzieherin) werden im 
Falle einer durch Unfall oder Krankheit ver⸗ 
urſachten Dienſtunfähigkeit oder während eines 
durch die geſetzlichen Verſicherungsanſtalten oder 
Verſorgungsbehörden verordneten Kur⸗ oder Heil⸗ 
verfahrens die Dienſtbezüge weitergezahlt, und 
zwar nach einer Landjahrdienſtzeit von weniger 
als vier Monaten bis zur Dauer von zwei Wochen, 
von mindeſtens vier Monaten bis zur Dauer von 
ſechs Wochen, von mindeſtens drei Jahren bis 
zur Dauer von ſieben Wochen, jedoch nicht über 
die Dauer des Dienſtverhältniſſes hinaus.“ 

Zu Abſ. d bemerke ich, daß ich zur Vermeidung 
von Härten bereit bin, auf Antrag die Weiterzahlung 
der Dienſtbezüge über die im neuen §7 vorgeſehenen 
Friſten hinaus ausnahmsweiſe zu genehmigen, 
wenn ein Erzieher in Ausübung des Landjahr⸗ 
dienſtes durch Unfall oder Krankheit dienſtunfähig 
geworden iſt. 

Die neuen Dienſtverträge ſind ſofort nach Beginn 
des Landjahrs mit den Landjahrerziehern ab⸗ 
zuſchließen. 


Ich erſuche ferner die in Betracht kommenden 
Regierungspräſidenten, für die Landjahrbezirks⸗ 
führer (-führerinnen) ebenfalls neue Dienſtverträge 
entſprechend meinem Runderlaß vom 18. Mai 1936 
— L 2011/46 — und unter Berückſichtigung der 
vorgenannten Vertragsänderungen vorzubereiten 
und mir möglichſt bald in doppelter Ausfertigung 
einzureichen. 


UR 


(Dritte Ergänzung meines Runderlaſſes vom 13. April 

1935 — L 2000/61 E II b, e, d, e —, RMinAmtsbl. 

Dtſch Wiſſ. S. 211 ff., PrBeſBl. S. 155 ff., betreffend 
Dienſtbezüge uſw. ) 


1. Im Einvernehmen mit dem Herrn Preu⸗ 
ßiſchen Finanzminiſter wird vom 1. April 1937 ab 
denjenigen männlichen Landjahrbezirksführern 
und Landjahrerziehern, die eine Dienſtzeit im 
Landjahr von insgeſamt zwei Jahren vollendet 
und ſich voll bewährt haben, eine widerrufliche 
Zulage zu den Dienſtbezügen in folgender Höhe 
gewährt: Landjahrbezirksführer monatlich 30 RM, 
Landjahrlagerführer monatlich 25 RM, Landjahr⸗ 
gruppenführer monatlich 20 RM. 

Landjahrbezirksführern ſteht die Zulage erſt nach 
zweijähriger Dienſtzeit als Landjahrbezirksführer zu. 
Einer Prüfung, ob ſie die Vorausſetzung der vollen 
Bewährung erfüllen, bedarf es nicht. 

Werden die Vorausſetzungen für die Gewährung 
der Zulage erſt nach dem 1. April 1937 erfüllt, ſo 
beginnt die Zahlung von dem auf die Vollendung 
der zweijährigen Dienſtzeit folgenden Monats⸗ 
erſten ab. 

Die Gewährung der Zulage iſt durch beſondere 


Verfügung unter dem Vorbehalt des Widerrufes 


auszuſprechen. 

2. Von Landjahrerziehern, deren Familien im 
Landjahrlager untergebracht ſind und aus der Lager⸗ 
küche mitverpflegt werden (vgl. Nr. 11 des Rund⸗ 
erlaſſes vom 13. April 1935 nebſt Anderungen), iſt 
vom Rechnungsjahre 1937 ab für die Unterkunft und 
Verpflegung der Kinder im Alter bis zu ſechs Jahren 
keine Entſchädigung und der Kinder im Alter bis 
zu zehn Jahren bei ebenfalls freier Unterkunft nur 
für die Verpflegung eine Entſchädigung von täglich 
50 Rpf zu zahlen. Für die übrigen Familien⸗ 
angehörigen verbleibt es bei dem bisherigen Satz 
von täglich 30 Rpf für Unterkunft und 80 Rpf für 
Verpflegung. Ich weiſe darauf hin, daß den 
Familienangehörigen lediglich die übliche Lager⸗ 
verpflegung verabfolgt werden darf und beſondere 
Aufwendungen der Lagerküche namentlich für die 
Verpflegung der Kinder unzuläſſig ſind. 


Berlin, den 22. März 1937. 

Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Schmidt⸗Bodenſtedt. 


An die Herren Regierungspräſidenten (außer Magde⸗ 
burg und Merſeburg). — Abdruck an die Unter⸗ 
richtsverwaltungen der Länder Württemberg, 
Sachſen, Braunſchweig, Bremen und der Freien 
Stadt Danzig. — L 2000/206. 

(RMinAmtsblotſch Wiſſ. 1937 S. 207.) 
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Sonſtiges 


216. Elektriſche Maßeinheiten. 


Auf Grund des $ 10 des Geſetzes vom 1. Juni 
1898, betreffend die elektriſchen Maßeinheiten, 


werden dem Syſtem el folgende Stromwandler⸗ 
formen als Zuſatz eingereiht: 


Zuſatz zu Syſtem 80, die Form BADP 10a, 
BADP 1022, BAD 10 a 1,1, BADP 10 b, 
BADP 10c, BADP 20 a, BAPDP 20 à 2, 
BADP 20 à 1,1, BADP 20 b und BAD 20 c, 
Stromwandler für einphaſigen Wechſelſtrom, 
hergeſtellt von der Allgemeinen Elektricitäts⸗ 
Geſellſchaft in Berlin. 


Eine Beſchreibung wird in der Zeitſchrift 
„Elektrizitätswirtſchaft“ veröffentlicht. Sonderdrucke 
dieſer Veröffentlichung können von der Franckhſchen 
Verlagshandlung in Berlin W 62, Lützowplatz 1, 
bezogen werden. 


Berlin⸗Charlottenburg, den 20. März 1937. 


Der Präſident 
der Phyſikaliſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt. 


In Vertretung: Gehrcke. 


* 


Auf Grund des $ 10 des Geſetzes vom 1. Juni 
1898, betreffend die elektriſchen Maßeinheiten, iſt 
die folgende Spannungswandlerform zur Be⸗ 
glaubigung durch die Elektriſchen Prüfämter im 
Deutſchen Reiche zugelaſſen und ihr das beigeſetzte 
Syſtemzeichen zuerteilt worden: 


Syſtem 58, die Form VGJ 268, Spannungs⸗ 
wandler für einphaſigen Wechſelſtrom, her⸗ 
geſtellt von der Siemens & Halske AG. in 
Berlin⸗Siemensſtadt. 


Eine Beſchreibung wird in der Zeitſchrift 
„Elektrizitätswirtſchaft“ veröffentlicht. Sonderdrucke 
dieſer Veröffentlichung können von der Franckhſchen 
Verlagshandlung in Berlin W62, Lützowplatz 1, 
bezogen werden. 


Berlin⸗Charlottenburg, den 25. März 1937. 


Der Präſident 
der Phyſikaliſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt. 


In Vertretung: Giebe. 


*. 


Auf Grund des § 10 des Geſetzes vom 1. Juni 
1898, betreffend die elektriſchen Maßeinheiten, 


werden dem Syſtem 172] folgende Elektrizitäts⸗ 
zählerformen als Zuſatz eingereiht: 


Zuſatz zu Syſtem 174], die Formen EM4eL und 
EM4eRL, Induktionszähler für Drehſtrom mit 
Nulleiter, hergeſtellt von der Firma Heliowatt 
Werke Elektrizitäts⸗Aktiengeſellſchaft in Berlin⸗ 
Charlottenburg. 

Eine Beſchreibung wird in der Zeitſchrift 
„Elektrizitätswirtſchaft“ veröffentlicht. Sonderdrucke 
dieſer Veröffentlichung können von der Franckhſchen 
Verlagshandlung in Berlin Wö 62, Lützowplatz 1, 
bezogen werden. 


Berlin⸗Charlottenburg, den 25. März 1937. 
Der Präſident 
der Phyſikaliſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt. 
In Vertretung: Giebe. 


= 


Auf Grund des § 10 des Geſetzes vom 1. Juni 
1898, betreffend die elektriſchen Maßeinheiten, ſind 
die folgenden Spannungswandlerformen zur Be⸗ 
glaubigung durch die Elektriſchen Prüfämter im 
Deutſchen Reiche zugelaſſen und iſt ihnen das bei⸗ 
geſetzte Syſtemzeichen zuerteilt worden: 


Syſtem Io), die Formen BVW 20a und 
BVW 30a, Spannungswandler für einphaſigen 
Wechſelſtrom, hergeſtellt von der Allgemeinen 
Electricitäts⸗Geſellſchaft in Berlin. 

Eine Beſchreibung wird in der Zeitſchrift 
„Elektrizitätswirtſchaft“ veröffentlicht. Sonderdrucke 
dieſer Veröffentlichung können von der Franckhſchen 
Verlagshandlung in Berlin W 62, Lützowplatz 1, 
bezogen werden. 


Berlin⸗Charlottenburg, den 1. April 1937. 
Der Präſident 
der Phyſikaliſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt. 
In Vertretung: Giebe. 


x 


Auf Grund des $ 10 des Geſetzes vom 1. Juni 
1898, betreffend die elektriſchen Maßeinheiten, wird 


dem Syſtem 177] folgende Elektrizitätszählerform 
als Zuſatz eingereiht: 


— 
Zuſatz zu Syſtem 17], die Form P13, In⸗ 
duktionszähler für Drehſtrom ohne Nulleiter, 
hergeſtellt von den Siemens⸗Schuckert⸗Werken 
Aktiengeſellſchaft in Nürnberg. 

Eine Beſchreibung wird in der Zeitſchrift 
„Elektrizitätswirtſchaft“ veröffentlicht. Sonderdrucke 
dieſer Veröffentlichung können von der Franckhſchen 
Verlagshandlung in Berlin Wö 62, Lützowplatz 1, 
bezogen werden. 


Berlin⸗Charlottenburg, den 2. April 1937. 


Der Präſident 
der Phyſikaliſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt. 
In Vertretung: Giebe. 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 208.) 


Amtlicher Teil 209 


217. Prüfung für Schwimmeiſter und 
Schwimmeiſterinnen in der Nheinprovinz. 


Am 5. Mai 1937 findet am Hochſchulinſtitut für 
Leibesübungen in Bonn für Bewerber (Bewerbe— 
rinnen) aus der Rheinprovinz eine Prüfung für 
Schwimmeiſter (Schwimmeiſterinnen) ſtatt. Durch 
das Beſtehen dieſer Prüfung wird die Befähigung 
zur Beaufſichtigung des Schwimm⸗ und Bade- 
betriebes in öffentlichen und privaten Schwimm- 
und Badeanſtalten nachgewieſen. 


Zur Prüfung werden zugelaſſen Bewerber (Be— 


werberinnen), die mindeſtens 21 Jahre alt und 


unbeſcholten ſind und nachweiſen können, daß ſie 
ſich durch eine erfolgreiche Tätigkeit von 
mindeſtens zwei Jahren in einer fach⸗ 
männiſch geleiteten Schwimm- oder Badeanſtalt 
auf den Schwimmeiſter⸗ (Schwimmeiſterinnen⸗) 
Beruf vorbereitet haben. Mit Rückſicht darauf, 
daß die praktiſche Ausbildung an vielen Orten nur 
in Sommerbadeanſtalten erfolgen kann, hat der 
Herr Miniſter beſtimmt, daß die Forderung einer 
zweijährigen Tätigkeit auch dann als erfüllt an⸗ 
zuſehen iſt, wenn der Prüfling während zweier 
Jahre in der Hauptbadezeit in offenen Bade⸗ 
anſtalten beſchäftigt geweſen iſt. Bei Angehörigen 
der Reichswehr und der Reichsmarine wird von 
dieſer Forderung abgeſehen. 

Über ſonſtige Vorbereitungen in Schwimm⸗ 
vereinen, Teilnahme an Maflage- und Sanitäts⸗ 
lehrgängen uſw. ſind ebenfalls Beſcheinigungen 
beizubringen. Zur Prüfung haben die Bewerber 
(Bewerberinnen) ferner einzureichen: 


1. einen ſelbſtgeſchriebenen Lebenslauf auf be⸗ 
ſonderem Bogen, 

2. ein polizeiliches Führungszeugnis, 

3. ein Zeugnis eines Amts⸗, Stadt- oder Schul⸗ 
arztes darüber, daß der Körperzuſtand und die 
Geſundheit des Bewerbers (der Bewerberin) 
die Ausübung des Berufes als Schwimmeiſter 
(Schwimmeiſterin) geſtattet (nach Anlage 1 zur 
Prüfungsordnung vom 27. April 1929 — U VI 
148/29 —, Zentrbl. f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. 
S. 159), 


4. einen Ausweis über die ariſche Abſtammung 
nach Formblättern, 


. einen amtlichen beglaubigten Perſonalausweis 
mit Lichtbild. 


t 


Die Meldungen ſind bis zum 25. April 1937 
einzureichen. 


Bonn, den 30. März 1937. 


Der kommiſſariſche Direktor 
des Hochſchulinſtituts für Leibesübungen. 


Dr, Bach mae r. 


Bekanntmachung. — K 1 5150 Bo/1l. 4. 37. 
(RMin Amtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 209.) 


218. Anderungen in der Anwärterliſte der 
preußiſchen Studienaſſeſſoren (⸗aſſeſſorinnen). 


(Die Zahlen in Klammern bedeuten die entſprechenden Zahlen 
im Abſchnitt E des Jahrbuchs der Lehrer an höheren Schulen, 
Jahrgang 1936.) 

Anwärter. Zu ſtreichen Jahrgang 1928 
Nr. 123 (37), 269 (32); Jahrgang 1929 Nr. 44 (136), 
94 (79), 153 (114), 381 (108), 442 (163), 450 (138); 
Jahrgang 1930 Nr. 22 (287), 137 (259), 173 (180), 
179 (185), 206 (202), 343 (291), 379 (263), 433 
(274); Jahrgang 1931 Nr. 5 (301), 6 (303), 67 
(325), 68 (329), 155 (359); Jahrgang 1934 Nr. 6 
(—), 146 (452), 147 (453), 160 (466), 177 (428), 
179 (433), 200 (470), 248 (457); Jahrgang 1936 
Nr. 3 (536), 12 (636), 13 (646), 15 (653), 24 (784), 
28 (808), 37 (912), 39 (927), 43 (970), 66 (510), 80 
(537), 94 (611), 135 (835), 224 (715), 226 (730), 
230 (742), 241 (781), 242 (782), 252 (823), 260 
(852), 268 (874), 271 (894), 280 (910), 286 (928), 
287 (934), 288 (938), 299 (1002), 308 (560), 426 
(503), 440 (631), 458 (780), 464 (844), 467 (833), 
469 (918), 496 (692), 500 (867), 506 (878), 509 
(881), 517 (991), 527 (757). 


Anwärterinnen. Zu ſtreichen Jahr⸗ 
gang 1929 Nr. 29 (51), 126 (79); Jahrgang 1930 
Nr. 3 (126); Jahrgang 1931 Nr. 16 (184). 


(RMin AmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 209.) 
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Anterrichtsverwaltungen der anderen Länder 


Bayern 


219. Zulaſſung von Mädchen zum Beſuch 

höherer Lehranſtalten für Knaben und von 

Knaben zum Beſuch höherer Lehranſtalten 
für Mädchen. 

Zum Vollzuge der Miniſterialbekanntmachung 

vom 18. März v. Is. (KM Bl. S. 24) wird beſtimmt: 


Zu Ziffer 

Wenn ſich am Orte nur mittlere oder höhere 
Mädchenanſtalten mit Bekenntnisgepräge 
(3. B. Kloſterſchulen) befinden, iſt die Aufnahme 
von Mädchen an höheren Lehranſtalten für die 
männliche Jugend ohne weiteres zuläſſig. Die 
Genehmigung des Staatsminiſteriums für Unterricht 
und ae wird für dieſen Fall hiermit allgemein 
erteilt. 


Zar 
Entſprechendes gilt für die Aufnahme von 
Knaben in höhere Lehranſtalten für die weibliche 
Jugend. 


München, den 10. März 1937. 


Staatsminiſterium für Unterricht und Kultus. 
In Vertretung: Adolf Wagner. 


Bekanntmachung. — VIII 11981. 
(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 210.) 


Sachſen 


220. Berechtigungen der Reifezeugniſſe der 
dreijährigen Frauenſchulen. 


Das Reifezeugnis einer dreijährigen Frauen⸗ 
ſchule berechtigt von Oſtern 1937 ab: 


1. zum Studium für das Lehramt an der Volks⸗ 
ſchule nach Maßgabe der allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen über die Aufnahme in die Hoch⸗ 
ſchulen für Lehrerbildung, 

2. zum Studium für das Lehramt an den Berufs⸗ 
und Gewerbeſchulen, falls die nötige Praxis 
nachgewieſen und die Eignungsprüfung be⸗ 
ſtanden wird, 

3. zum Eintritt in einen verkürzten (1% jährigen) 
Lehrgang zur Ausbildung als Kindergärtnerin 
und Hortnerin, 


4. zum Eintritt in die Frauenſchulen für Volks⸗ 
pflege (Wohlfahrtsſchulen), 


5. zum Eintritt in einen einjährigen Lehrgang an 
dem Inſtitut für Leibesübungen der Univerſität 
Leipzig. 

Es iſt in Ausſicht genommen, den Abiturientinnen 
der dreijährigen Frauenſchulen außerdem die Be⸗ 
rechtigung zur Vorbereitung für die Prüfung für 
das höhere Schulamt der zeichneriſch⸗wiſſenſchaft⸗ 
lichen, muſikaliſch⸗wiſſenſchaftlichen und turneriſch⸗ 
wiſſenſchaftlichen Richtung gemäß der Prüfungs⸗ 
ordnung vom 1. April 1924 (Sächſ. GBl. S. 277) 
zu erteilen. Darüber ergeht beſondere Verordnung. 


Wegen der Zulaſſung der Abiturientinnen der 
dreijährigen Frauenſchulen zum vollen Studium 
der Wirtſchaftswiſſenſchaften und zum Studium für 
das Lehramt an den Handelslehranſtalten muß die 
Entſchließung zunächſt vorbehalten bleiben. 


Dresden, den 6. März 1936. 


Der kommiſſariſche Leiter des Miniſteriums 
für Volksbildung. 


(Unterſchrift.) 
Bekanntmachung. — B 5 a M. 


* 


Der Verordnung vom 6. März 1936 (VO Bl. 
S. 27) iſt als Ziffer 6 hinzuzufügen: 
„6. zum Studium der Wirtſchaftswiſſenſchaften 
und zum Studium für das Lehramt an den 
Handelslehranſtalten.“ 


Gemäß Verordnung des Reichs⸗ und Preußiſchen 
Miniſters für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks⸗ 
bildung vom 30. April 1936 (RMin Amtsbl ſch Wiſſ. 
S. 233) ift unter dem Studium der Wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaften das volks⸗ und betriebswirtſchaftliche 
Studium zu verſtehen, ſo daß die Zulaſſung zur 
volkswirtſchaftlichen Diplomprüfung in Frage kommt. 


Dresden, den 6. Auguſt 1936. 
Der kommiſſariſche Leiter des Miniſteriums 


für Volksbildung. 
(Unterſchrift.) 


Bekanntmachung. — B 5 b M. 


* 


Der Verordnung vom 6. März 1936 (VOBl. 
S. 27) — vgl. auch die VO. vom 6. Auguſt 1936 
(BOB. S. 74) — iſt als Ziffer 7 hinzuzufügen: 
„7. zur Vorbereitung auf die Prüfung für das 

höhere Schulamt der Kandidatinnen der zeich⸗ 

neriſch⸗wiſſenſchaftlichen, der muſikaliſch⸗wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und der turneriſch⸗wiſſenſchaftlichen 
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Richtung mit der Maßgabe, daß die Abiturien⸗ 
tinnen von den in § 21 Abſ. 1 unter b der 
Prüfungsordnung vom 1. April 1924 vor⸗ 
geſehenen Fächern lediglich in den folgenden 
zur Prüfung zugelaſſen werden: Deutſch, 
Geſchichte, Erdkunde, Biologie (in der oben- 
genannten Prüfungsordnung noch getrennt als 
Botanik und Zoologie aufgeführt) und Chemie.“ 


Dresden, den 12. Januar 1937. 
Der Reichsſtatthalter in Sachſen 


— Landesregierung — 
Miniſterium für Volksbildung. 


(Unterſchrift.) 


Bekanntmachung. — B 18 a M. 
(R Min Amtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 210.) 


Thüringen 


221. Nebenberuflicher Privatmuſikunterricht. 


Der Herr Präſident der Reichsmuſikkammer hat 
mit Wirkung vom 1. April 1937 die Einſchränkungen 
der nebenberuflichen Muſikausübung und des neben⸗ 
beruflichen Privatunterrichts in der Muſik gemildert. 
Zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen weiſe 
ich darauf hin, daß dieſe Maßnahmen ſich ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur auf das berufsſtändiſche Verhältnis 
der nebenberuflichen Muſiker und Privatmuſiklehrer 
zur Reichsmuſikkammer beziehen und daß die Vor⸗ 
ſchriften der Thüringiſchen Muſikunterrichtsordnung 
vom 17. Februar 1932 hiervon unberührt bleiben. 

Es bedarf alſo auch künftig für die neben⸗ 
berufliche Erteilung von Privatunterricht in der 
Muſik des Unterrichtserlaubnisſcheins nach Maßgabe 
der 88 13—16 der Thüringiſchen Muſikunterrichts⸗ 
ordnung. 


Weimar, den 22. März 1937. 
Der Thüringiſche Miniſter für Volksbildung. 
In Vertretung: Dr. Gerlach. 
Bekanntmachung. — IV C II 14 a, 2. 
(RMinAmtsbl OtſchWiſſ. 1937 S. 211.) 


222. Mufikunterricht auf Volksinſtrumenten. 


Privatmuſikunterricht auf Volksinſtrumenten 
(insbeſondere Gitarre, Mandoline, Zither) unter⸗ 
liegt der Erlaubnispflicht auf Grund der Muſik⸗ 
unterrichtsordnung vom 17. Februar 1932 (Amtsbl. 


85 u... Miniſteriums für Volksbildung 
„ ee 


Auch Privatmuſiklehrer, welche bereits die 
Unterrichtsberechtigung für andre Inſtrumente 
beſitzen, bedürfen zum Unterricht auf Volks⸗ 
inſtrumenten des Muſikunterrichtserlaubnisſcheins, 
der beim zuſtändigen Schulrat für Volksſchulen zu 
beantragen iſt. Die Erteilung des Scheins iſt ab⸗ 
hängig von dem Ergebnis einer von dem zuſtändigen 
Schulrat angeſetzten Prüfung durch den zuſtändigen 
Muſikfachberater und den von mir für das betreffende 
Volksinſtrument beſtellten Sonderſachverſtändigen. 

Privatmuſiklehrer, welche die thüringiſche Privat⸗ 
muſiklehrerprüfung oder die als Erſatz anerkannte 
ſtaatliche Prüfung eines anderen deutſchen Landes 
abgelegt haben, können die Berechtigung zum 
Unterricht auf einem Volksinſtrument ſtatt durch 
den Muſikunterrichtserlaubnisſchein auch durch 
Ergänzungsprüfung vor dem ſtaatlichen Prüfungs⸗ 
1 1 für die Privatmuſiklehrerprüfung er⸗ 
werben. 


Weimar, den 1. April 1937. 
Der Thüringiſche Miniſter für Volksbildung. 
In Vertretung: Dr. Gerlach. 
Bekanntmachung. — IV C II 14a, 2. 
(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 211.) 


223. Ergänzende Ausführungsverordnung 
zum Schulpflichtgeſetz. 

Die Ausführungsverordnung vom 4. Auguſt 
1925 zum Schulpflichtgeſetz vom 12. Juni 1925 (GS. 
S. 264, Amtsbl. des Thüringiſchen Miniſteriums 
für Volksbildung S. 173) erhält folgenden 


Artikel XII a. 
Zu § 9. 

Die Schulpflicht iſt durch den Beſuch einer 
deutſchen Volksſchule zu erfüllen. Der Beſuch einer 
ausländiſchen Schule durch ſchulpflichtige Kinder 
kann nur in ganz beſonderen Ausnahmefällen mit 
Genehmigung des Herrn Reichserziehungsminiſters 
durch die obere Schulbehörde geſtattet werden. 


Weimar, den 3. April 1937. 
Der Thüringiſche Miniſter für Volksbildung. 
In Vertretung: Dr. Gerlach. 
Bekanntmachung. — IV A IV 39, 2. 
(RMinAmtsbl DtſchWiſſ. 1937 S. 211.) 
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1937 % „ „ I EEE 
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